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A Rechtsgrundlagen des Bebauungsplanes 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 
(BGBl. 2025 I Nr. 348)  

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - 
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. I Nr. 176) 

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung - PlanzV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Dezember 
1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 
(BGBl. 2025 I S. 189) 

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – 
BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 48 des Geset-
zes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. I S. 323) 

Hessisches Gesetz zum Schutz der Natur und zur Pflege der Landschaft (Hessisches 
Naturschutzgesetz – HeNatG) vom 25. Mai 2023 (GVBl. S. 379), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 10. Oktober 2024 (GVBl. 2024 Nr. 57) 

B Rechtsgrundlagen der Satzung über bauordnungsrechtliche 
Festsetzungen 

Verordnung über die Aufnahme von auf Landesrechten beruhenden Regelungen in dem 
Bebauungsplan vom 28. Januar 1977 

Hessische Bauordnung (HBO) in der Fassung vom 28. Mai 2018 (GVBl. S. 198), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 9. Oktober 2025 (GVBl. 2025 Nr. 66) 

Hessische Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. März 
2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 1. April 2025 (GVBl. 
2025 Nr. 24) 
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C Planungsrechtliche Festsetzungen 

1 Art der baulichen Nutzung 

1.1 Gewerbegebiet GE 

(gem. § 8 BauNVO) 

Zulässig sind: 

1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser und Lagerplätze, welche eine funktionale Zu-
ordnung zu vorhandenen Gewerbebetrieben aufweisen, öffentliche Betriebe, 

2. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude. 

Ausnahmsweise können zugelassen werden: 

1. Anlagen für sportliche, kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke, 

2. Schank- und Speisewirtschaften. 

Nicht zulässig sind: 

1. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie Betriebsinhaber und Be-
triebsleiter,  

2. Lagerplätze und Lagerhäuser als selbstständige betriebliche Anlagen, 

3. Abstellplätze und Ausstellungsplätze als selbständige betriebliche Anlagen, 

4. Tankstellen, 

5. Gartenbaubetriebe, 

6. Einzelhandelsbetriebe, 

7. Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

8. Bordelle und bordellartige Betriebe,  

9. Vergnügungsstätten. 

1.2 Erweiterter Bestandsschutz 

(gem. § 1 (10) BauNVO) 

Innerhalb des Gewerbegebietes GE wird für das Grundstück Werner-von-Siemens-Straße 21, 
Flurstück 451, Flur 6, Gemarkung Heusenstamm, gemäß § 1 Abs. 10 BauNVO festgesetzt, 
dass bei dem bestehenden Wohngebäude Umbauten und Modernisierungen allgemein zuläs-
sig sind. 

2 Maß der baulichen Nutzung 

(gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB) 
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2.1 Gewerbegebiet GE 

Die zulässige Grundflächenzahl GRZ beträgt 0,8. 

Bei der Ermittlung der Grundfläche sind die Grundflächen von Garagen und Stellplätzen mit 
ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und bauliche Anlagen unterhalb 
der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, mitzurechnen. 
Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen von Garagen und Stellplätzen mit ihren 
Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und bauliche Anlagen unterhalb der 
Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, bis zu einer Grund-
flächenzahl von 0,9 überschritten werden.  

Die zulässige Geschossflächenzahl GFZ beträgt 2,4. 

Die zulässige Baumassenzahl BMZ beträgt 16,0. 

Die maximal zulässige Gebäudehöhe beträgt 20,0 m.  

Die Festsetzung der maximal zulässigen Gebäudehöhe bemisst sich anhand der Oberkante 
des Gebäudes. Die Oberkante des Gebäudes ist der obere Abschluss eines Gebäudes ohne 
Berücksichtigung technischer Aufbauten wie Solaranlagen oder untergeordneter Bauteile wie 
Schornsteine oder Aufzugsüberfahrten. Bei Satteldächern bezieht sich die maximal zulässige 
Gebäudehöhe auf die Firsthöhe und bei Flachdächern auf die Oberkante der Attika. 

Die Gebäudehöhen werden in der Mitte der zur Werner-von-Siemens-Straße hin orientierten 
Fassade gemessen. Bezugspunkt ist das Höhenniveau der Werner-von-Siemens-Straße, ge-
messen senkrecht zur Achse der Fassade. Die Höhenlage dieses Bezugspunktes ist durch 
lineare Interpolation aus den beiden nächstgelegenen Höhenpunkten gemäß Planeintrag auf 
der Werner-von-Siemens-Straße zu ermitteln. 

3 Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 

(gem. § 9 (1) Nr. 2 BauGB) 

Es wird keine Bauweise festgesetzt.  

Die überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen ge-
mäß Planeintrag festgesetzt.  

Innerhalb der durch Nebenzeichnung festgesetzten überbaubaren Grundstücksfläche ist die 
Bebauung ab einer Höhe von 4,00 m über der darunter liegenden nicht überbaubaren Grund-
stücksfläche zulässig. Die Unterbringung notwendiger Konstruktionsteile im Bereich der da-
runter liegenden nicht überbaubaren Grundstücksfläche ist zulässig.  

Die Höhe der nicht überbaubaren Grundstücksfläche in der durch Nebenzeichnung festge-
setzten überbaubaren Grundstücksfläche wird ab dem Bezugspunkt 127,11 m ü. NN (Kanal-
deckelhöhe) gemessen. 

4 Stellplätze, Garagen und Carports 

(gem. § 9 (1) Nr. 4 BauGB) 

Stellplätze, Garagen und Carports sind sowohl in den überbaubaren als auch in den nicht 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 
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5 Verkehrsflächen 

(gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB) 

5.1 Öffentliche Straßenverkehrsflächen 

Die öffentlichen Straßenverkehrsflächen sind gemäß Planeintrag festgesetzt. 

6 Planungen, Nutzungsregelungen, Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

(gem. § 9 (1) Nr. 20 und 25 a + b BauGB) 

Die in den Festsetzungen zur Planungen, Nutzungsregelungen, Flächen oder Maßnah-
men zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft in 
Bezug genommenen technischen Regelwerke werden im Rathaus der Stadt Heusen-
stamm, Im Herrngarten 1, 63150 Heusenstamm, Fachdienst Stadtplanung und Bauver-
waltung, während der allgemeinen Dienststunden zu jedermanns Einsicht bereitgehal-
ten. 

6.1 Gärtnerisch gestaltete Grundstücksflächen 

Innerhalb des Gewerbegebietes GE sind 10 % der Grundstücksfläche gärtnerisch zu gestal-
ten. Die gärtnerisch zu gestaltenden Grundstücksflächen umfassen die Anlage naturnaher 
Versickerungsanlagen. Je angefangene 200 m² gärtnerisch gestalteter Fläche ist 1 Baum nach 
Artenliste (siehe Kapitel E1) zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten. Bestandsbäume in min-
destens dieser Größe können hierauf angerechnet werden. 20 % der gärtnerisch gestalteten 
Grundstücksflächen sind mit Sträuchern der Artenliste zu bepflanzen.  

6.2 Dachbegrünung 

Innerhalb eines Baugrundstücks sind die Dachflächen des obersten Geschosses von Neubau-
ten mit Flachdächern sowie flach geneigten Dächern mit einer Neigung < 15 Grad mindestens 
zu 60 % der gesamten Dachflächen zumindest extensiv zu begrünen. Die Mindestsubstratauf-
lage beträgt 10 cm. Eine Kombination von Gründach mit Photovoltaikanlagen ist zulässig. Die 
Dachbegrünung ist zu pflegen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. Ausgenom-
men von der Festsetzung sind die Dachflächen über automatischen Lagersysteme.  

6.3 Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnah-
men 

Bei Baumaßnahmen im Kontaktbereich zu den angrenzenden Bäumen und Gehölzen, sind 
gemäß DIN 18320 (Allg. Technische Vertragsbedingungen für Bauleistungen - Landschafts-
bauleistungen) Schutzmaßnahmen nach DIN 18920 (Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen 
und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen) anzuwenden. 

6.4 Artenschutzmaßnahmen 

6.4.1 Vermeidung von Lichtverschmutzung 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplans dürfen außerhalb von Ge-
bäuden nur voll abgeschirmte Leuchten, die nicht über die Nutzfläche hinaus und im installier-
ten Zustand nur unterhalb der Horizontalen abstrahlen, Upward Light Ratio ULR 0 % (= nach 
oben abgegebener Lichtanteil) eingesetzt werden. Verwendet werden dürfen nur Leuchtmittel 
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mit Wellenlängen über 540 nm wie bernsteinfarbene bis warmweiße LED (Orientierung: Farb-
temperatur 1700 bis maximal 2700 Kelvin).  

Es sind Leuchtdichten von max. 50 cd/m² für kleinflächige Anstrahlungen bzw. selbstleuch-
tende Flächen mit weniger als 10 m² einzuhalten. Leuchtdichten von max. 2 cd/m² sind für 
Anstrahlungen bzw. selbstleuchtende Flächen mit mehr als 10 m² zulässig. Hintergründe sind 
dunkel zu halten.  

Nicht gestattet sind flächige Anstrahlungen ohne Informationsvermittlung (wie z.B. Wand ohne 
Logo), freistrahlende Röhren und rundum strahlende Leuchten (Kugelleuchten, Solarkugeln) 
mit einem Lichtstrom höher 50 Lumen.  

Bei nächtlicher Beleuchtungspflicht (z. B. aufgrund nächtlicher Arbeitstätigkeiten im Außenbe-
reich zum Zeitpunkt der Nutzung) gelten die zuvor genannten Vorgaben, sofern die Techni-
schen Regeln für Arbeitsstätten keine anderen Anforderungen stellen. Leuchtmittel mit Wel-
lenlängen unter 540 nm (Blau- und UV-Bereich) und mit einer korrelierten Farbtemperatur über 
2700 Kelvin dürfen nicht eingesetzt werden. 

6.4.2 Vogelschutz an Glasfassaden 

Zur Vermeidung von Vogelschlag sind ungegliederte Glasflächen und -fassaden sowie trans-
parente Brüstungen (z.B. an Dachterrassen und Balkonen) mit einer Größe von mehr als 5 m² 
mit geeigneten, für Vögel sichtbare Oberflächen auszuführen. Übereckverglasungen sind zu 
vermeiden, ebenso wie stark spiegelnde Oberflächen und Durchblicke. 
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D Satzung über bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

(gem. § 9 (4) BauGB in Verbindung mit § 91 HBO) 

1 Beschaffenheit und Gestaltung von Stellplätzen 

PKW-Stellplätze und ihre Zufahrten mit Ausnahmen von Garagen dürfen nur mit wasserdurch-
lässigem Material, wie z.B. wassergebundener Decke, großfugigem Pflaster, Rasengitterstei-
nen o.ä. hergestellt werden. Eine vollflächige Versiegelung der PKW-Stellplatzflächen durch 
Asphalt- oder Betonbeläge ist unzulässig, es sei denn wasserrechtliche Gründe lassen dies 
nicht zu. 

PKW-Stellplätze sind ausreichend mit geeigneten, möglichst heimischen Bäumen, Hecken 
oder Sträuchern einzugrünen und gärtnerisch so anzulegen, dass sie abgeschirmt sind. Car-
ports sind mit Kletter-, Rank- oder Schlingpflanzen einzugrünen. Bei PKW-Stellplatzanlagen 
ist für je 4 Stellplätze ein Laubbaum mit einem Stammumfang von mindestens 16 cm, gemes-
sen in 1 m Höhe vom Erdboden, in einer unbefestigten Baumscheibe von mindestens 10 m² 
zu pflanzen und dauernd zu unterhalten. Hierbei sind Bäume entsprechend der Vorschlagliste 
zu pflanzen (siehe Kapitel E1). Die Stadt Heusenstamm bietet bei der Pflanzenauswahl bera-
tende Unterstützung an. 

Abweichend von den Regelungen der Stellplatzsatzung der Stadt Heusenstamm wird gem. § 
10 der Stellplatzsatzung der Stadt Heusenstamm festgesetzt, dass Stellplätze von der öffent-
lichen Straßenverkehrsfläche her pro Baugrundstück über mehrere Zufahrten erreicht werden 
dürfen. Zufahrten dürfen eine Breite von 5,0 m überschreiten. 

Im Übrigen gilt die Stellplatzsatzung der Stadt Heusenstamm in der jeweils gültigen Fassung. 

2 Einfriedungen 

Entlang der Erschließungsstraßen sind offene Einfriedungen zulässig. Geschlossene Einfrie-
dungen sind unzulässig.  

Offene Einfriedungen sind solche Einfriedungen, die nicht als geschlossene Wand ausgebildet 
sind und auch nicht als solche wirken, z.B. Zäune, Einfriedungen aus Maschendraht oder der-
gleichen. Einfriedungen gelten bis zu einer geschlossenen Fläche von 50 % als offene Einfrie-
dungen, d.h. wenn die Baustoffe (z.B. Latten) nicht breiter als die Zwischenräume sind. Für 
Hecken und andere Bepflanzungen, sogenannte „lebende Einfriedungen“, gelten die Festset-
zungen nicht.  

Die Verwendung von Thuja- oder Chamaecyparis-Hecken sowie Nadelgehölzen zur Grund-
stückseinfriedung ist unzulässig. Hecken aus heimischen und standortgerechten Gehölzen 
sind dagegen zur Grundstückseinfriedung zulässig. 
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E Hinweise 

1 Artenlisten zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern 

(gem. § 9 (1) Nr. 25a BauGB) 

1.1 Bäume 

Qualität: Hochstämme, 3 x v., mit Ballen, mindestens StU 14-16  
Amberbaum    Liquidambar styraciflua 
Feld-Ahorn    Acer campestre i. S. 
Spitz-Ahorn    Acer platanoides i. S.  
Berg-Ahorn    Acer pseudoplatanus i. S.  
Hainbuche    Carpinus betulus 
Hopfenbuche    Ostrya carpinifolia 
Rotdorn     Crataegus laevigata   
Weißdorn     Crataegus monogyna i. S.  
Stieleiche    Quercus robur i. S.  
Mehlbeere     Sorbus aria i. S.  
Thüringer Mehlbeere   Sorbus thuringiaca  
Winter-Linde    Tilia cordata i. S.  
Sommer-Linde    Tilia platyphyllos i. S.  

1.1.1 Klimaangepasste Baumarten 

Qualität: Hochstämme, 3 x v., mit Ballen, mindestens StU 14-16  
Amur-Korkbaum    Phellodendron amurense Rupr. 
Amerikanische Platane    Platanus occidentalis L.  
Amerikanischer Geweihbaum   Gymnocladus dioicus (L.) K. Koch 
Baum-Hasel     Corylus colurna L. 
Bungens Zürgelbaum    Celtis bungeana Blume  
Desf. Herzblättrige Erle    Alnus cordata (Loisel.)  
Essbare Kastanie    Castanea sativa Mill. 
Gemeine Esche    Fraxinus excelsior L.   
Guttaperchabaum    Eucommia ulmoides Oliv. 
Japanische Ulme    Ulmus parvifolia Jacq.  
Japanische Zelkove   Zelkova serrata (Thunb. Ex Murray) Makino 
Kultur-Birne     Pyrus communis L.  
Leylandzypresse    x Cupressocyparis leylandii Dallim. 
Persimone     Diospyros virginiana L. 
Rot-Eiche     Quercus rubra L.  
Rumelische Kiefer    Pinus peuce Griseb.  
Schindel-Eiche     Quercus imbricaria Michx. 
Schuppenrinden-Hickory   Carya ovata (Mill.) K.Koch 
Sumpf-Eiche     Quercus palustris Münchh.  
Trauben-Eiche     Quercus robur ssp. sessiliflora (Salisb.) A. DC. 

(Q. petraea (Matth.) Liebl.) 
Wald-Tupelobaum    Nyssa sylvatica Marshall  
Wild-Birne     Pyrus pyraster Burgsd.  

1.2 Sträucher 

Qualität: Sträucher, leichte Heister, mindestens 60-100 cm 
Feld-Ahorn    Acer campestre 
Felsenbirne     Amelanchier ovalis  
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Hainbuche    Carpinus betulus 
Blut-Hartriegel    Cornus sanguinea 
Hasel     Corylus avellana. 
Weißdorn    Crataegus i. A. 
Liguster     Ligustrum vulgare 
Hecken-Rose    Rosa canina 
Sal-Weide    Salix caprea 
Wolliger Schneeball    Viburnum lantana  

2 Sicherung von Bodendenkmälern 

Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt werden, so ist dies der hessenArchäologie 
oder der Unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen (§ 21 HDSchG). In diesen 
Fällen kann für eine weitere Fortführung des Verfahrens eine denkmalschutzrechtliche Ge-
nehmigung nach § 18 HDSchG erforderlich werden. 

3 Bodenschutz 

Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist auf organoleptische 
Auffälligkeiten zu achten. Ergeben sich bei den Erdarbeiten Kenntnisse, die den Verdacht 
schädlicher Bodenveränderung begründen, sind diese umgehend der zuständigen Behörden, 
dem Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Darmstadt, Dez. 
IV/DA 41.5, Bodenschutz, mitzuteilen. Darüber hinaus ist ein Fachgutachter in Altlastenfragen 
hinzuzuziehen.  

Schädliche Bodenveränderungen im Sinne des § 2 Abs. 3 Bundes-Bodenschutzgesetz sind 
Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile 
oder erhebliche Belästigungen für den einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen. 

4 Verwertung von Niederschlagswasser 

Nach § 37 Abs. 4 Hessisches Wassergesetz – HWG – soll Niederschlagswasser von demje-
nigen verwertet werden, bei dem es anfällt, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche 
Belange nicht entgegenstehen. Dies ist eine Soll-Bestimmung, von der nur in begründeten 
Einzelfällen abgewichen werden kann. Auf das Merkblatt DWA-M 153 „Handlungsempfehlun-
gen zum Umgang mit Regenwasser“ wird hingewiesen. 

5 Beeinflussung durch elektrifizierten Bahnbetrieb 

Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissionen (ins-
besondere Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch Bremsstäube, 
elektrische Beeinflussung durch magnetische Felder etc.), die zu Immissionen an benachbar-
ter Bebauung führen können. In unmittelbarer Nähe der elektrifizierten Bahnstrecke oder 
Bahnstromleitungen ist mit der Beeinflussung von Monitoren, medizinischen Untersuchungs-
geräten und anderen auf magnetische Felder empfindlichen Geräten zu rechnen. Es obliegt 
dem Bauherrn, für entsprechende Schutzvorkehrungen zu sorgen. Gegen die aus dem Eisen-
bahnbetrieb ausgehenden Emissionen sind erforderlichenfalls von der Kommune oder den 
einzelnen Bauherren auf eigene Kosten geeignete Schutzmaßnahmen vorzusehen bzw. vor-
zunehmen. 
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6 Oberleitung 

Die Flächen befinden sich in unmittelbarer Nähe zu Oberleitungsanlagen der Deutschen Bahn 
AG. Es wird ausdrücklich auf die Gefahren durch die 15.000 V Spannung der Oberleitung und 
die hiergegen einzuhaltenden einschlägigen Bestimmungen hingewiesen. Auf eine ggf. erfor-
derliche Bahnerdung wird hingewiesen. 

Die Erdoberkante darf im Umkreis von 5,00 m um die Oberleitungsmastfundamente nicht ver-
ändert werden. Bei Unterschreitung der geforderten Abstände ist vom Veranlasser ein stati-
scher Nachweis vorzulegen. 

Der Mindestabstand von Bauwerken zu den bahneigenen 15 / 20 kV-Speiseleitungen und zu 
Oberleitungsmastfundamenten muss jeweils 5,00 m betragen. 

Bei Bauarbeiten in der Nähe von Oberleitungen / Oberleitungsanlagen sind die Veröffentli-
chungen der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung DGUV Vorschrift 4 und DV 462 zu 
beachten. 

7 Funknetzbeeinflussung 

Da Baumaßnahmen in der Nähe von Bahnanlagen den GSM-R-Funk der DB Netz AG beein-
flussen könnten, ist die Funknetzplanung der DB Netz AG im Rahmen der Vorhabenrealisie-
rung zu beteiligen (DB Netz AG, I.NPS 213, Herr Rätz, Kleyerstr. 25, 60326 Frankfurt).  

8 Artenschutz 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist ein Vorkommen besonders geschützter Tierar-
ten (v a. Vögel, Fledermäuse) nicht auszuschließen. Zur Vermeidung von Verbotstatbestän-
den gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG – Tötungsverbot – und des § 44 Abs. 1 Nr. 3 
BNatSchG – Lebensstättenschutz sind bei baulichen Eingriffen Bäume und Sträucher nur au-
ßerhalb der Fortpflanzungszeit von Vögeln, d. h. in der Zeit zwischen dem 01.10. und dem 28. 
bzw. 29.02. des Folgejahres zu beseitigen. Abriss-, Sanierungs- oder Ausbauarbeiten sollten 
innerhalb dieses Zeitraums begonnen werden, um eine Gefährdung gebäudebewohnender 
geschützter Arten zu vermeiden. Können diese Fristen begründet nicht eingehalten werden, 
ist vor Beginn der Arbeiten im Zuge einer Baufeldkontrolle zu prüfen, ob besetzte Fortpflan-
zungs- oder Ruhestätten geschützter Arten, insbesondere von Vögeln, betroffen sein können. 
Ggf. sind unter naturschutzfachlicher Begleitung geeignete Maßnahmen zum Schutz der Tiere 
zu ergreifen.  

Sind dennoch baubedingte Beeinträchtigungen im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG – 
Tötungsverbot – und des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG – Lebensstättenschutz – zu erwarten, 
so ist gemäß § 44 Abs. 5 BNatSchG nachzuweisen, dass die ökologische Funktion der von 
den Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang 
weiterhin erfüllt ist. Im Falle eines zu erwartenden erheblichen Störungstatbestandes gemäß 
§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG ist nachzuweisen, dass der Erhaltungszustand der lokalen Popu-
lation der betroffenen Arten sich nicht verschlechtert. 

Angrenzende Gehölzbestände sind vor baubedingten Beeinträchtigungen zu schützen. 

9 Starkregen 

Das Plangebiet wird gemäß der Starkregen-Hinweiskarte des Hessischen Landesamtes für 
Naturschutz, Umwelt und Geologie einem Starkregen-Index von „Hoch“ zugeordnet. 
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Abbildung 1: Auszug aus dem Starkregen-Viewer Hessen des HLNUG 0F0F

1 

 
1Hessisches Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie (HLNUG): StarkregenViewer Hessen. Online unter: https://um-
weltdaten.hessen.de/mapapps/resources/apps/starkregenviewer/index.html?lang=de (Zugriff am 03.12.2025) 
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F Begründung 

1 Anlass und Aufgabenstellung 

Das südöstlich der Industriestraße gelegene Plangebiet ist überwiegend durch gewerbliche 
Nutzungen bzw. gewerbliche Brachflächen geprägt. Im nördlichen Teilbereich des Plangebie-
tes befinden sich zudem ein Wohnhaus (Flurstück 451) sowie ein Lebensmitteldiscounter 
(Flurstücke 450 und 452/25). 

Die Firma Herth + Buss Mobility Solutions GmbH & Co. KG (Mieter der Flurstücke 37, 446/7 
und 446/8 der HoRaD Holding GmbH) hat ihren Hauptsitz in der Dieselstraße 2-4 in Heusen-
stamm westlich angrenzend an das Plangebiet. Zur Erweiterung des bestehenden Firmenge-
ländes wurden von der HoRaD Holding GmbH das Flurstück 37 (ehemaliges Betonwerk) sowie 
die Flurstücke 446/7 und 446/8 innerhalb des Plangebietes östlich der Werner-von-Siemens-
Straße gekauft. Der Abriss der Gebäude des ehemaligen Betonwerks ist bereits erfolgt, so 
dass die Flurstücke für eine Neubebauung unmittelbar zur Verfügung stehen. 

In der südlichsten Spitze des Plangebietes ist die Sietzy Gruppe GmbH mit der Stahl-Becker 
GmbH als Tochterunternehmen ansässig (Flurstück 39/3). Die Sietzy Gruppe GmbH plant das 
bestehende Firmengebäude durch den Neubau einer Lagerhalle zu ergänzen. 

Des Weiteren befinden sich innerhalb des Plangebietes Wegeparzellen der Stadt Heusen-
stamm (Flurstücke 38 und 449 tlw.), die jedoch im Bestand nicht als Wegeparzellen genutzt 
werden und der gewerblichen Nutzung zugeordnet werden sollen sowie ein Teil der öffentli-
chen Straßenverkehrsfläche der Werner-von-Siemens-Straße (Flurstück 35/1). Die Flurstücke 
des bestehenden Wohnhauses sowie des Lebensmitteldiscounters sollen perspektivisch 
ebenfalls einer gewerblichen Nutzung zugeführt werden. 

Hauptanlass für die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 22.2 „Neben der Sandkaute“ ist die 
Schaffung einer einheitlichen planungsrechtlichen Grundlage für die Entwicklung des Plange-
bietes als Gewerbegebiet, das den heutigen Anforderungen an flächensparendes Bauen und 
dem Grundsatz der Innenentwicklung vor Außenentwicklung gerecht wird. Zudem soll eine 
wichtige Grundlage geschaffen werden, um die beiden alteingesessenen Heusenstammer Ge-
werbebetriebe, die Herth + Buss Mobility Solutions GmbH & Co. KG sowie die Sietzy Gruppe 
GmbH, am jetzigen Standort zu halten und ihnen Entwicklungsmöglichkeiten vor Ort zu geben. 

2 Lage und Abgrenzung 

Das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 22.2 „Neben der Sandkaute“ besitzt eine Größe von 
22.487 m² (rund 2,2 ha) und liegt am südlichen Ortsrand der Stadt Heusenstamm (siehe Ab-
bildung 2). Es umfasst die Flurstücke 37, 38, 39/3, 446/7, 446/8, 449, 450, 451, 452/25 und 
35/1 (teilweise) in der Flur 6 der Gemarkung Heusenstamm.  

Im Südwesten wird das Plangebiet durch die Werner-von-Siemens-Straße begrenzt, im Osten 
durch die Bahnstrecke der S-Bahn-Linie S2 (Niedernhausen – Dietzenbach). Nördlich des 
Plangebietes befinden sich bestehende Gewerbebetriebe sowie der ehemaligen Brückenbau-
hof, der über Jahrzehnte als Betriebsgelände der Deutschen Bahn AG genutzt wurde. Westlich 
der Werner-von-Siemens-Straße schließen weitere gewerbliche Nutzungen sowie ein Sonder-
gebiet Nahversorgung mit einem Lebensmittelvollsortimenter an das Plangebiet an. 
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Abbildung 2: Lage des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 22.2 „Neben der Sand-
kaute“ 

3 Übergeordnete Planungsebenen 

3.1 Regionalplan Südhessen / Regionaler Flächennutzungsplan 2010 

Im Regionalplan Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplan 2010 für das Gebiet des Bal-
lungsraums Frankfurt/Rhein-Main, welcher am 17.10.2011 in Kraft getretenen ist, ist die Stadt 
Heusenstamm als Mittelzentrum im Verdichtungsraum ausgewiesen. Im Verdichtungsraum 
soll die Inanspruchnahme von Freiflächen durch die Nutzung der Möglichkeiten zur Innenent-
wicklung und eine angemessene bauliche Verdichtung begrenzt werden (G 3.1-2).  

Die Mittelzentren sollen als Standorte für gehobene Einrichtungen im wirtschaftlichen, sozia-
len, kulturellen und Verwaltungsbereich und für weitere private Dienstleistungen gesichert wer-
den. Vor allem im Verdichtungsraum weisen viele Mittelzentren – anders als im ländlichen 
Raum und teilweise im Ordnungsraum – keinen klar abgrenzbaren übergemeindlichen Ver-
flechtungsbereich, z. T. auch kein vollständiges mittelzentrales Infrastrukturangebot, auf. Die 
mittelzentralen Funktionen werden hier vielfach in enger räumlicher Arbeitsteilung mit benach-
barten Gemeinden wahrgenommen. Diese Mittelzentren sollen ihre zentralörtlichen Aufgaben 
in enger Kooperation mit anderen Mittelzentren erfüllen. Eine wichtige Funktion haben die Mit-
telzentren im Verdichtungsraum auch als Standorte für die Siedlungsentwicklung im Wohn- 
und gewerblichen Bereich. 
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Das Plangebiet ist im Regionalplan Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplan 2010 über-
wiegend als bestehende gewerbliche Baufläche dargestellt („Vorranggebiet Industrie und Ge-
werbe“). Ein kleiner Teilbereich im Nordosten des Plangebietes ist als geplante gewerbliche 
Baufläche dargestellt. Am östlichen Rand des Plangebietes ist die Bahntrasse der S-Bahn-
Linie S2 (Niedernhausen – Dietzenbach) als regional bedeutsame Schienennahverkehrsstre-
cke dargestellt. Die nördlich des Plangebietes verlaufende Industriestraße ist als überörtliche 
Fahrradroute, geplant, im Regionalplan Südhessen / Regionaler Flächennutzungsplan 2010 
enthalten. Des Weiteren verläuft eine bestehende Fernwasserleitung des Zweckverbandes 
Wasserversorgung Stadt und Kreis Offenbach (ZWO) westlich des Plangebietes (siehe Abbil-
dung 3).  

 

Abbildung 3: Ausschnitt aus dem Regionalplan Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplan 2010 

Die bauleitplanerische Ausweisung von Industrie- und Gewerbegebieten hat innerhalb der in 
der Karte dargestellten „Vorranggebiete Industrie und Gewerbe, Bestand und Planung“ statt-
zufinden (Z3.4.2-4). In den ausgewiesenen „Vorranggebieten Industrie und Gewerbe“ hat die 
Industrie- und Gewerbeentwicklung Vorrang gegenüber anderen Raumnutzungsansprüchen 
(Z3.4.2-5). 

Die vorgesehene Entwicklung eines Gewerbegebietes gemäß § 8 BauNVO entspricht der Dar-
stellung des Regionalplans Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans 2010 und somit 
den Zielen der Raumordnung sowie dem Entwicklungsgebot des § 1 Abs. 4 BauGB.  
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3.2 Landschaftsplan 

Im Landschaftsplan des Umlandverbandes Frankfurt (UVF) aus dem Jahr 2001 ist das Plan-
gebiet überwiegend als Siedlungsfläche und somit als bebauter Bereich dargestellt. Die Bahn-
schienen östlich des Plangebietes sind als Gleisanlagen und Teilflächen innerhalb des Plan-
gebietes als Bahngelände dargestellt. Innerhalb des Plangebietes sind Flächen zur Erhaltung 
bzw. zur Erhöhung der Grünflächen innerhalb von Siedlungsflächen vorgesehen (siehe Abbil-
dung 4). 

 

Abbildung 4: Ausschnitt aus dem Landschaftsplan des Umlandverbandes Frankfurt aus dem Jahr 
2001 

4 Verfahrensablauf 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Heusenstamm hat in ihrer Sitzung am 
11.02.2026 die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 22.2 „Neben der Sandkaute“ beschlos-
sen. Die Aufstellung des Bebauungsplans erfolgt im zweistufigen Vollverfahren. 

5 Bestehende Rechtsverhältnisse 

Das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 22.2 „Neben der Sandkaute“ befindet sich im räum-
lichen Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 22, der am 13.04.2005 als Satzung beschlos-
sen und am 16.04.2005 öffentlich bekannt gemacht wurde. Die Teilflächen des ehemaligen 
Brückenbauhofs wurden vom Satzungsbeschluss des Bebauungsplans Nr. 22 ausgenommen, 
weshalb für diesen Grundstücksbereich der Bebauungsplan Nr. 22 keine Gültigkeit besitzt. 
Dies betrifft innerhalb des Plangebietes die Flurstücke 446/7 und 446/8. 

Der Bebauungsplan Nr. 22 setzt innerhalb des Plangebietes als Art der baulichen Nutzung 
Gewerbegebiete fest. Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Größe der Grundflächen 
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der baulichen Anlagen, die Zahl der Vollgeschosse, die Außenwandhöhen und in den Teilge-
bieten B die Firsthöhen bestimmt. Nach den Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 22 sind 
innerhalb des Plangebietes des Bebauungsplans Nr. 22.2 „Neben der Sandkaute“ teilweise 
nur eingeschossige Gebäude zulässig. Die festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen 
sind zudem teilweise sehr kleinteilig festgesetzt und tragen der Entwicklung des Plangebietes 
als Gewerbegebiet, das den heutigen Anforderungen an flächensparendes Bauen und dem 
Grundsatz der Innenentwicklung vor Außenentwicklung gerecht wird, nicht Rechnung. Ferner 
ist die geplante Erweiterung des Firmensitzes der Herth + Buss Mobility Solutions GmbH & 
Co. KG im Bereich der Flurstücke 37, 446/7 und 446/8 auf der Grundlage des bestehenden 
Bebauungsplans Nr. 22 aus planungsrechtlicher Sicht nicht genehmigungsfähig.  

 

Abbildung 5: Planzeichnung des Bebauungsplans Nr. 22 
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Abbildung 6: Ausschnitt aus der Planzeichnung des Bebauungsplans Nr. 22 

Nordwestlich angrenzend an das Plangebiet befindet sich der räumliche Geltungsbereich des 
Bebauungsplans Nr. 20, der am 18.07.1972 als Satzung beschlossen und am 23.08.1972 öf-
fentlich bekannt gemacht wurde (siehe Abbildung 7). Der Bebauungsplan Nr. 20 setzt als Art 
der baulichen Nutzung ein Sondergebiet Verbrauchermarkt fest. Zulässig sind maximal zwei 
Vollgeschosse sowie eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 und eine Geschossflächenzahl 
(GFZ) von 0,8 (siehe Abbildung 7). Im Bestand befindet sich hier der Lebensmittelvollsorti-
menter REWE Center. Es liegen konkrete Planungen zur Erweiterung des bestehenden Nah-
versorgerstandortes um einen Lebensmitteldiscounter und einen Drogeriemarkt vor.  
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Abbildung 7: Planzeichnung des Bebauungsplans Nr. 20 

Südwestlich angrenzend an das Plangebiet befindet sich derzeit der Bebauungsplan Nr. 32 in 
Aufstellung. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Heusenstamm hat in ihrer Sitzung 
am 14.12.2005 die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 32 beschlossen. Das Plangebiet des 
Bebauungsplanes Nr. 32 ist komplett bebaut und durch Gewerbebetriebe geprägt. Planungs-
ziel ist die Sicherung einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung zur Schaffung eines at-
traktiven Umfeldes, um sowohl für die ansässigen als auch für die ansiedlungswilligen Gewer-
bebetriebe Planungssicherheit herzustellen. Dabei gilt es die Funktionsfähigkeit des Gewer-
begebietes zu erhalten und weiterzuentwickeln. Hierzu sollen entsprechende Festsetzungen 
insbesondere regeln, welche Arten von baulichen Nutzungen im Gebiet künftig zulässig sind. 
Wichtiges Ziel ist hierbei insbesondere die Vorhaltung der Flächen für die das Gebiet prägen-
den, produzierenden und Logistik betreibenden Gewerbebetriebe. 

6 Bestandsdarstellung und Bewertung 

6.1 Städtebauliche Situation 

6.1.1 Bestehende Nutzungen 

Der nördliche Bereich des Plangebietes (Flurstücke 450 und 452/25) ist im Bestand durch den 
Lebensmitteldiscounter ALDI bebaut (siehe Abbildung 8), welcher perspektivisch auf die ge-
genüberliegende Straßenseite ziehen wird. Südöstlich an den bestehenden Lebensmitteldis-
counter angrenzend befindet sich ein privates Wohngrundstück (Flurstück 451), welches 
ebenso Teil des Plangebietes ist (siehe Abbildung 8). Das rein zu Wohnzwecken unabhängig 
von einem Gewerbebetrieb genutzte Wohnhaus stellt eine gebietsuntypische Nutzung dar.  
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Abbildung 8: Wohnhaus innerhalb des Plangebietes (links); Lebensmitteldiscounter innerhalb des 
Plangebietes (rechts) Quelle: Planergruppe ROB GmbH 

Der zentrale Bereich des Plangebietes (Flurstück 37) wurde ehemals als Betonwerk genutzt 
und war im Bestand durch leerstehende Gebäude und Lagerhallen geprägt, welche bereits 
rückgebaut wurden (siehe Abbildung 9). Das Flurstück 37 wurde ebenfalls wie die, in das Plan-
gebiet einbezogenen Flurstücke 446/7 und 446/8 des ehemaligen Brückenbauhofs der Deut-
schen Bahn AG, durch die HoRaD Holding GmbH (Herth + Buss Mobility Solutions GmbH & 
Co. KG) angekauft.  

Im südlichen Bereich des Plangebietes (Flurstück 39/3) ist die Sietzy Gruppe GmbH als ge-
werblicher Großhändler ansässig. Der Firmensitz besteht aus ein- und zweigeschossigen La-
ger- und Bürogebäuden (siehe Abbildung 9). Das Bürogebäude ist teilweise an einen Steuer-
berater vermietet. Der südliche Bereich des Flurstückes ist derzeit unbebaut.  

Des Weiteren befinden sich innerhalb des Plangebietes Wegeparzellen der Stadt Heusen-
stamm (Flurstücke 38 und 449), welche jedoch im Bestand nicht als Wegeparzellen genutzt 
werden.  

  

Abbildung 9: Rückgebaute Fläche des ehemaligen Betonwerks (links), Gewerbegebäude der Sietzy 
Gruppe GmbH im Süden des Plangebiets (rechts) Quelle: Planergruppe ROB GmbH 

Nördlich an das Plangebiet angrenzend, auf der Fläche des ehemaligen Betriebsgeländes der 
Deutschen Bahn AG (ehemaliger Brückenbauhof), befinden sich großflächige Gewerbege-
bäude und Lagerhallen, die im Bestand als Folgenutzung aus Logistik und Transportwesen 
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vorhanden sind. Darüber hinaus liegt das ehemalige Bahnbetriebsgelände größtenteils brach 
und ist unbebaut sowie durch dichte Vegetation geprägt. 

Die nähere Umgebung des Plangebietes entlang der Werner-von-Siemens-Straße ist durch 
Gewerbebetriebe geprägt. Westlich des Plangebietes befindet sich ein Nahversorgungsstand-
ort mit dem Lebensmittelvollsortimenter REWE Center (siehe Abbildung 10). Weiter nördlich 
des Plangebietes befinden sich verschiedene Dienstleistungs- und Gewerbebetriebe, teilweise 
mit Verkaufsflächen (siehe Abbildung 11). Hierzu zählen unter anderem eine Textilreinigung, 
eine Autowerkstatt, ein Gebrauchtwagenhändler und ein Fachhändler für Massagesessel. 

  

Abbildung 10: Lebensmittelvollsortimenter westlich des Plangebietes (rechts)  
Quelle: Planergruppe ROB GmbH 

  

Abbildung 11: Gewerbebetriebe nördlich des Plangebietes  
Quelle: Planergruppe ROB GmbH 

6.1.2 Verkehrliche Anbindung  

Die Erreichbarkeit des Plangebietes aus dem Stadtgebiet und dem Umland der Stadt Heusen-
stamm ist über die Ringstraße mit Anbindungen an die Landesstraße L 3117 gegeben. Über 
die Landesstraße L 3117 erfolgt die überregionale Anbindung der Stadt Heusenstamm an die 
Autobahnen A 3 und A 661.  

Die Grundstücke innerhalb des Plangebietes werden durch die Werner-von-Siemens-Straße 
(siehe Abbildung 12) erschlossen. Entlang dieser Erschließungsstraße befinden sich die Ein- 
und Ausfahrten zu den Firmengrundstücken, dem Lebensmitteldiscounter und dem 
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Wohngrundstück. Die Werner-von-Siemens-Straße ist zur Erschließung der jeweiligen Gewer-
begrundstücke ausgebaut und verfügt über beidseitige Gehwege. Die Werner-von-Siemens-
Straße ist an die Industriestraße angebunden. 

Die Industriestraße ist gut ausgebaut und verfügt über Rad- und Fußwegeverbindungen in 
beide Richtungen (siehe Abbildung 13). Hierbei handelt es sich gemäß dem Regionalplan 
Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplan 2010 um eine überörtliche Fahrradroute (vgl. 
Kapitel F3.1 ).  

Östlich des Plangebiets ist ein Fuß- und Radweg entlang der Bahnlinie vorhanden (siehe Ab-
bildung 13), der ab der Südspitze des Plangebietes über eine Unterführung (siehe Abbildung 
12) auf die andere Seite der Bahnlinie geführt wird und das Plangebiet an das bestehende 
Wohngebiet östlich der Bahnlinie anbindet. 

  

Abbildung 12: Unterführung südlich des Plangebietes (links); Werner-von-Siemens-Straße westlich des 
Plangebietes (rechts) Quelle: Planergruppe ROB GmbH 

  

Abbildung 13: Industriestraße mit beidseitigem Fuß- und Radweg (links); Fußweg östlich der Bahnstre-
cke (rechts) Quelle: Planergruppe ROB GmbH 

Der an das Plangebiet angrenzende Nahversorgungsstandort verfügt über großflächige Park-
plätze für seine Kunden. Zudem sind straßenseitige Parkmöglichkeiten entlang der Werner-
von-Siemens-Straße für PKW und LKW vorhanden.  
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Die Anbindung des Plangebietes an den ÖPNV ist durch die Bushaltstelle „Philipp-Reis-
Straße“ (siehe Abbildung 14) in ca. 200 m Entfernung nördlich des Plangebietes gegeben. Die 
Bushaltestelle wird tagsüber durch die Buslinie 30 (in Richtung Rodgau Hainhausen Bahnhof 
und Offenbach Markplatz) und abends sowie an Sonntagen über das Anruf-Sammeltaxi Heu-
senstamm (OF-38 AST) in Richtung Heusenstammer Straße und Offenbach Stadthalle ange-
dient. Gleichzeitig befindet sich ca. 1,4 km nördlich des Plangebiets der Bahnhof Heusen-
stamm mit Anbindung an die S-Bahnlinie S2 (Niedernhausen – Dietzenbach). Der Verband 
Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) empfiehlt Haltestelleneinzugsbereiche von 300 m für 
Bushaltestellen sowie 600 m für S-Bahn-Haltestellen 1F1F

a. Das Plangebiet ist demnach über die 
naheliegende Bushaltestelle gut an den ÖPNV angebunden. Der Einzugsbereich der nördlich 
des Plangebietes gelegenen S-Bahn-Haltestelle „Heusenstamm“ erstreckt sich hingegen nicht 
bis in das Plangebiet. 

  

Abbildung 14: Bushaltestelle „Philipp-Reis-Straße“ nördlich des Plangebietes  
Quelle: Planergruppe ROB GmbH 

6.2 Landschaftliche Situation 

Das Plangebiet ist im Bestand durch eine großflächige Versiegelung gekennzeichnet. Im zent-
ralen Bereich des Plangebietes befinden sich Einzelbäume und eine kleinteilige Grünfläche 
(siehe Abbildung 15). Ebenso befindet sich östlich der Bebauung des ehemaligen Betonwerks 
angrenzend an die Bahnstrecke eine unversiegelte und durch Vegetation geprägte Freifläche. 
(Flurstück 446/8). Auf dem Flurstück 38 (im Besitz der Stadt Heusenstamm) und im südlichen 
Bereich des Flurstücks 39/3 (südliche Spitze des Plangebietes) sind bewachsene Freiflächen 
vorhanden (siehe Abbildung 15).  
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Abbildung 15: Baumbestand und kleinteilige Grünfläche im nördlichen Bereich des Plangebietes 
(links); bewachsene Freifläche in der südlichen Spitze des Plangebietes (rechts)  
Quelle: Planergruppe ROB GmbH 

Eine überwiegend unversiegelte Freifläche im Norden des Plangebietes stellt das private 
Wohngrundstück südwestlich des bestehenden Lebensmitteldiscounters dar. Das Grundstück 
ist durch Baumbestände und Vegetationsstrukturen eingegrünt (siehe Abbildung 16). Zudem 
ist das Gelände des Lebensmitteldiscounters mit Bäumen und Sträuchern eingegrünt (siehe 
Abbildung 16).  

  

Abbildung 16: Eingrünung des Parkplatzes des Lebensmitteldiscounters (links), Eingrünung des pri-
vaten Wohngrundstücks (rechts) Quelle: Planergruppe ROB GmbH 

Im Südosten grenzt das Plangebiet auf der anderen Seite der Bahnlinie an Waldflächen an. 
Hierbei handelt es sich um das Landschaftsschutzgebiet „Landkreis Offenbach“ sowie um das 
Vogelschutzgebiet Nr. 6019-401 „Sandkiefernwälder in der östlichen Untermainebene“ (siehe 
Abbildung 17). Östlich der Waldflächen befinden sich zudem landwirtschaftlich genutzte Flä-
chen (siehe Abbildung 17). 
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Abbildung 17: Südöstlich angrenzende Waldflächen (links); Landwirtschaftliche Flächen östlich der 
Waldflächen (rechts) Quelle: Planergruppe ROB GmbH 

7 Planerische Zielsetzung 

7.1 Städtebauliche Zielsetzung 

Die zentrale Zielsetzung des Bebauungsplans Nr. 22.2 „Neben der Sandkaute“ besteht in der 
Schaffung einer planungsrechtlichen Grundlage für die zeitgemäße bauliche Weiterentwick-
lung der bestehenden Gewerbegrundstücke und der Vorhaltung des gesamten Plangebietes 
für gewerbliche Nutzungen unter Ausschluss von Einzelhandelsnutzungen. Damit soll eine 
wichtige Grundlage geschaffen werden, um insbesondere den alteingesessenen Heusenstam-
mer Gewerbebetrieb, die Herth + Buss Mobility Solutions GmbH & Co. KG, am jetzigen Stand-
ort zu halten und diesem Entwicklungsmöglichkeiten vor Ort zu geben. Es erfolgt daher die 
Festsetzung eines Gewerbegebietes gemäß § 8 BauNVO. Dabei gilt es die Funktionsfähigkeit 
des Gewerbegebietes zu erhalten und weiterzuentwickeln. Hierzu sollen entsprechende Fest-
setzungen insbesondere regeln, welche Arten von baulichen Nutzungen im Gebiet zukünftig 
zulässig sind.  

Konkret plant die Firma Herth + Buss Mobility Solutions GmbH & Co. KG im zentralen Bereich 
des Plangebietes als Erweiterung ihres südwestlich angrenzenden Firmengeländes die Errich-
tung eines Gebäudekomplexes zur Unterbringung von Verwaltung, Werkstatt und Showroom 
sowie eines Paletten-Kartonlagers und/oder Fachbodenanlage. Die Gebäudehöhe soll maxi-
mal 20,0 m betragen. Der geplante Neubau soll optional über eine Warentransportbrücke über 
die Werner-von-Siemens-Straße an den bestehenden Firmenstandort angebunden werden. 
Die Errichtung der Brücke ist daher planungsrechtlich vorzusehen. 

Die übrigen Bereiche des Plangebietes sollen ebenso für gewerbliche Nutzungen gesichert 
und gegenüber den Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 22 eine zeitge-
mäße, höhere Grundstücksausnutzung sowie mehr Flexibilität hinsichtlich der festgesetzten 
überbaubaren Grundstücksflächen erhalten. Es handelt sich um eine Angebotsbebauungspla-
nung, welche den Bereich des Plangebietes langfristig für gewerbliche Erweiterungen sowie 
Neuansiedlungen sichern soll. Das im Plangebiet vorhandene Wohnhaus genießt dabei Be-
standsschutz, welcher über den Bebauungsplan als erweiterter Bestandsschutz zu sichern ist 
(Fremdköperfestsetzung).  

Der bestehende Lebensmitteldiscounter unterliegt ebenso dem Bestandsschutz, jedoch ist der 
Umzug in den westlich gelegenen im Ausbau befindlichen Nahversorgerstandort absehbar, 
sodass eine erweiterte Bestandssicherung über den Bebauungsplan nicht erforderlich ist. Die 
städtebauliche Zielsetzung besteht in der Nachnutzung des betreffenden Grundstückes durch 
gewerbliche Betriebe.  

Hinsichtlich des Maßes der baulichen Nutzung und der überbaubaren Grundstücksflächen ist 
eine ausreichende Ausnutzbarkeit der Grundstücke planungsrechtlich zu ermöglichen und 
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entsprechend der Umgebungsbebauung festzusetzen. Dadurch sollen Entwicklungsperspek-
tiven für bestehende sowie künftig ansiedlungswillige Gewerbebetriebe im Plangebiet langfris-
tig gesichert werden. Zur Sicherung der verträglichen Höhenentwicklung des Plangebietes soll 
zudem die Festsetzung der maximal zulässigen Gebäudehöhe für die gewerblich genutzten 
Neubauten erfolgen.  

7.2 Landschaftsplanerische Zielsetzung 

Das landschaftsplanerische Konzept verfolgt die Zielsetzung,  

• nachteilige Auswirkungen durch die Festsetzungen des Bebauungsplans auf die Schutz-
güter weitmöglichst zu minimieren bzw. Möglichkeiten der städtebaulichen Neuordnung 
zur Aufwertung der Landschaftsfunktionen zu nutzen; 

• die Neu- bzw. Ersatzbebauung durch Bepflanzungen und gärtnerische Gestaltung zu 
strukturieren und – auch mit Blick auf die Anpassung an den Klimawandel – zu durchgrü-
nen sowie 

• den Anforderungen des gesetzlichen Artenschutzes Rechnung zu tragen.  

Folgende landschaftsplanerische bzw. grünordnerische Maßnahmen können als Festsetzun-
gen oder Hinweise in den Bebauungsplan aufgenommen oder der Bauherrschaft zur Umset-
zung empfohlen werden: 

• Durchgrünung des Gewerbegebiets 

Zur Durchgrünung werden 10 % des Gewerbegebietes gärtnerisch gestaltet. Innerhalb des 
Gewerbegebiets wird je angefangene 200 m² gärtnerisch gestalteter Fläche ein hochstämmi-
ger heimischer Laubbaum nach Pflanzliste gepflanzt, der zum einen Schatten spendet aber 
gleichzeitig auch Zusatzstrukturen, v. a. für wildlebende Vögel bietet.  

• Dachbegrünung  

Bei Neubauten mit flachen oder flachgeneigten Dächern mit einer Neigung < 15 Gad wird eine 
extensive Dachbegrünung von mindestens 60 % vorgesehen, sowohl als zusätzlicher Lebens-
raum für Flora und Fauna als auch aufgrund der lokalklimatischen Ausgleichswirkung und des 
Rückhalts von Niederschlagswasser. Ausgenommen von der Festsetzung sind die Dachflä-
chen über automatischen Lagersystemen. 

• Schutz und Erhalt angrenzender Gehölze 

Bei Baumaßnahmen, die sich im Kontaktbereich zu den angrenzenden Bäumen und Gehölzen 
befinden, sind gemäß der DIN 18320 (Allg. Technische Vertragsbedingungen für Bauleistun-
gen - Landschaftsbauleistungen) Schutzmaßnahmen nach DIN 18920 (Schutz von Bäumen, 
Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen) anzuwenden.  

• Versickerungsfähige Flächenbefestigungen: 

PKW-Stellplätze und ihre Zufahrten werden in versickerungsfähiger Bauweise ausgeführt. 
Häufigere und weniger ergiebige Niederschläge können so auf diesen Flächen direkt zur Ver-
sickerung gebracht werden. Für stärkere Niederschlagsereignisse müssen diese Flächen je-
doch ausreichend entwässert werden, um den Oberflächenabfluss schadlos in die Kanalisa-
tion abzuleiten. 
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• Oberflächenabfluss-Management:  

Eine extensive Dachbegrünung kann dazu beitragen, Niederschläge zurückzuhalten; Substrat 
und Schichtstärke sind hierbei so zu wählen, dass ein effektiver Rückhalt von Dachflächen-
wasser gegeben ist. Des Weiteren soll nach § 37 Abs. 4 Hessisches Wassergesetz – HWG – 
Niederschlagswasser von demjenigen verwertet werden, bei dem es anfällt, wenn wasserwirt-
schaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen. Zisternen, Rückhalte ggf. ver-
bunden mit einer Brauchwassernutzung führen ebenfalls zu einer Entlastung des Wasserhaus-
haltes.  

• Bauzeitenregelung und Baufeldkontrolle 

Die vorgesehene und unvermeidbare Beseitigung von Gehölzen sowie der Abriss von Gebäu-
den sollte nur im Zeitraum vom 1. Oktober bis 28. bzw. 29. Februar des Folgejahres durchge-
führt werden. Sofern diese Fristen nicht eingehalten werden können, kann zu anderen Zeiten 
auch eine Nachsuche in den zu beseitigenden Gehölzen bzw. Abrissgebäuden auf genutzte 
Vogelnester und besetzte Quartiere von Fledermäusen erfolgen. Wenn sich dabei keine posi-
tiven Befunde auf eine Nutzung als Fortpflanzungs- oder Ruhestätte ergeben, wäre eine Be-
seitigung der Gehölze bzw. Gebäude aus artenschutzrechtlicher Sicht auch zu anderen Zeiten 
unkritisch.  

• Tierfreundliche Beleuchtung und Vermeidung von Lichtemissionen 

Durch eine entsprechende Ausstattung (LED) und Ausrichtung (nach unten abstrahlend) der 
Außenbeleuchtung von Gebäuden können Beeinträchtigungen nachtaktiver Insekten, Säuge-
tieren und ggf. Eulen sowie Lichtemissionen vermieden bzw. reduziert werden. Zwar ist bei 
dem geringen nächtlichen Verkehrsaufkommen und den niedrigen Fahrgeschwindigkeiten im 
Gewerbegebiet nicht mit einem erhöhten Kollisionsrisiko für Fledermäuse zu rechnen. Den-
noch werden die Anlockungseffekte von Straßenlampen vorsorglich vermieden.  

• Vermeidung von Vogelschlag  

Zur Vermeidung von Vogelschlag sind ungegliederte Glasflächen und -fassaden sowie trans-
parente Brüstungen (z.B. an Dachterrassen und Balkonen) mit einer Größe von mehr als 5 m² 
mit geeigneten, für Vögel sichtbare Oberflächen auszuführen. Übereckverglasungen sind zu 
vermeiden, ebenso wie stark spiegelnde Oberflächen und Durchblicke.  

8 Planungsrechtliche Festsetzungen 

8.1 Art der baulichen Nutzung 

Entsprechend der bestehenden und zukünftig aus städtebaulicher Sicht geplanten Nutzung 
für das Plangebiet wird als Art der baulichen Nutzung ein Gewerbegebiet festgesetzt.  

Handwerk, Dienstleistungsunternehmen und Wirtschaft stellen wichtige Wachstumsfaktoren 
der Kommune dar und sind wichtige Arbeitgeber. Aufgrund der Wohnungsnot innerhalb des 
Rhein-Main-Gebietes ist die Konkurrenz gewerblicher Flächen zu Wohnbauflächen groß. 
Umso wichtiger ist es, bestehende Gewerbeflächen auch in Zukunft zu sichern und für ansied-
lungswillige Unternehmen sowie für die Erweiterungsabsichten bestehender Unternehmen zur 
Verfügung zu stellen. Die Verfügbarkeit von Gewerbeflächen stellt einen wichtigen Standort-
faktor für die Attraktivität einer Kommune für ansiedlungswillige Unternehmen und für den Er-
halt bestehender Unternehmen dar und ist zudem eine wichtige Grundlage einer erfolgreichen 
kommunalen Wirtschaftsentwicklung. 

Innerhalb des Gewerbegebietes sind Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser und Lager-
plätze, die eine funktionale Zuordnung zu vorhandenen Gewerbebetrieben aufweisen, öffent-
liche Betriebe sowie Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude allgemein zulässig.  
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Bei funktional einem bestehenden Gewerbebetrieb zugeordneten Lagerhäusern und Lager-
plätzen handelt es sich um bauliche Anlagen oder Flächen, die der Lagerung, Bereitstellung 
und dem Umschlag von Gütern dienen und in einem unmittelbaren funktionalen Zusammen-
hang mit einem bestehenden Gewerbebetrieb stehen. Sie sind organisatorisch, wirtschaftlich 
und betrieblich diesem Hauptbetrieb zugeordnet und unterstützen dessen betriebliche Ab-
läufe. 

Im Unterschied zu selbstständigen Anlagen sind sie nicht eigenständig am Markt tätig, sondern 
dienen ausschließlich oder überwiegend den internen Zwecken des zugehörigen Betriebs. 

Darüber hinaus sind Nutzungen als ausnahmsweise zulässig aufgeführt. Diese sind im Einzel-
fall hinsichtlich der städtebaulichen Zielsetzung zum Bebauungsplan (vgl. Kapitel F7.1) zu 
überprüfen, um nachteilige Auswirkungen auf das bestehende Gewerbegebiet zu vermeiden. 

Zu 1.  Anlagen für sportliche Zwecke sind innerhalb des Geltungsbereichs des Bebau-
ungsplans genauso wie Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesund-
heitliche Zwecke ausnahmsweise zulässig. Entsprechende Aktivitäten finden 
hauptsächlich in geschlossenen Räumen statt und würden in Ausnahmefällen den 
Charakter des Gebietes nicht gefährden. Anlagen sind als gebietsverträglich zu 
werten, wenn sie im Gewerbegebiet auf die Bedürfnisse der Angehörigen der Be-
triebe als zusätzliche freiwillige Einrichtungen des jeweiligen Betriebes ausgerich-
tet sind.  

Zu 2. Durch die ausnahmsweise Zulässigkeit von Schank- und Speisewirtschaften 
kann eine Aufwertung des Gebietes erreicht werden. Gleichzeitig erfolgt eine Be-
lebung des Plangebietes an den Wochenenden und nach Dienstschluss. 

Der Ausschluss bestimmten Arten von baulichen Nutzungen im Gewerbegebiet kann gemäß 
§ 1 Abs. 9 BauNVO durch besondere städtebauliche Gründe gerechtfertigt werden. Voraus-
setzung gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO ist, dass die allgemeine Zweckbestimmung des Bauge-
bietes auch bei Ausschluss bestimmter Nutzungen gewahrt bleibt.  

Als nicht zulässig legt der Bebauungsplan Lagerhäuser, Lagerplätze, Abstellplätze und Aus-
stellungsplätze als selbstständige betriebliche Anlagen fest sowie Wohnungen, Tankstellen, 
Gartenbaubetriebe, Einzelhandelsbetriebe, Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Bordelle 
und Vergnügungsstätten. Folgende Begründungen gelten für die ausgeschlossenen Nutzun-
gen: 

Zu 1.  Wohnungen sind in Gewerbegebieten grundsätzlich unzulässig. Im vorliegenden 
Gewerbegebiet werden ebenso Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschafts-
personen sowie Betriebsinhaber und Betriebsleiter ausgeschlossen, auch 
wenn sie die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche 
und Baumasse untergeordnet sind.  
Der Ausschluss dieser Nutzungen erfolgt vor dem Hintergrund der angestrebten 
Sicherung und Entwicklung des Gebiets als vorrangig gewerblich genutzter Stand-
ort. Betriebszugehörige Wohnungen führen regelmäßig zu Nutzungskonflikten zwi-
schen schutzbedürftigen Wohnnutzungen und gewerblichen Immissionen. Dies 
kann zu Einschränkungen für bestehende Betriebe sowie für deren zukünftige Ent-
wicklungsmöglichkeiten führen. 
Zudem entsprechen betriebszugehörige Wohnungen in vielen Fällen nicht mehr 
den heutigen betrieblichen und gesellschaftlichen Anforderungen. Die enge funk-
tionale Bindung von Wohnen und Arbeiten hat in modernen Betriebsstrukturen 
deutlich an Bedeutung verloren. Arbeitszeiten, Organisationsformen und betriebli-
che Abläufe sind heute in der Regel nicht mehr auf eine unmittelbare räumliche 
Nähe von Wohn- und Arbeitsstätte angewiesen. Bereitschafts- und Überwa-
chungsfunktionen können vielfach technisch oder organisatorisch anderweitig 
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sichergestellt werden. Vor diesem Hintergrund besteht kein städtebauliches Erfor-
dernis mehr, entsprechende Wohnnutzungen innerhalb gewerblich geprägter Bau-
gebiete zuzulassen. 
Darüber hinaus besteht die Gefahr, dass durch die Zulässigkeit betriebszugehöri-
ger Wohnungen eine schleichende Umnutzung oder Fehlentwicklung in Richtung 
wohnähnlicher Strukturen begünstigt wird, was den planerischen Zielsetzungen 
widerspricht. 
Mit dem Ausschluss wird somit sichergestellt, dass die Funktionsfähigkeit des Ge-
werbegebiets langfristig erhalten bleibt und Nutzungskonflikte vermieden werden. 
Gleichzeitig werden klare Rahmenbedingungen für die ansässigen Betriebe ge-
schaffen, um deren betriebliche Abläufe und Entwicklungsperspektiven nicht durch 
wohnbezogene Schutzansprüche zu beeinträchtigen 

Zu 2.+3. Lagerplätze, Lagerhäuser, Abstellplätze und Ausstellungsplätze als selbst-
ständige betriebliche Anlagen führen einen erheblichen Flächenverbrauch und 
bringen gleichzeitig eine geringe Anzahl an Arbeitsplätzen mit sich. Zudem werden 
diese Nutzungsarten bis auf Lagerhäuser nicht in Gebäude eingebunden, weshalb 
störende Emissionen entstehen könnten, die sich negativ auf das bestehende Ge-
werbegebiet auswirken. Die Zulässigkeit solcher Nutzungen würde insgesamt zu 
großflächig unbebauten Grundstücken führen, die der Vorhaltung der Flächen für 
die das Gebiet prägenden Gewerbebetriebe entgegenstehen.  
Im Plangebiet sind Lagerplätze und Lagerhäuser zulässig, sofern sie funktional 
bestehenden Gewerbebetrieben zugeordnet sind.  
Die Zulässigkeit von Lagerplätzen und Lagerhäusern mit funktionaler Zuordnung 
zu bestehenden Betrieben dient der Sicherung und Weiterentwicklung der beste-
henden gewerblichen Nutzungen im Plangebiet. Insbesondere wird gewährleistet, 
dass ansässige Betriebe ihre logistischen Anforderungen, wie Zwischenlagerung, 
Materialvorhaltung und Warenumschlag, bedarfsgerecht innerhalb des Gebiets er-
füllen können. 
Gleichzeitig wird durch die funktionale Zuordnung zu vorhandenen Gewerbebetrie-
ben sichergestellt, dass keine isolierten, nicht betriebsgebundenen Lagerstandorte 
entstehen, die der städtebaulichen Zielsetzung des Gebiets widersprechen könn-
ten. 

Zu 4.  Tankstellen sind im Gewerbegebiet als nicht zulässig festgesetzt. Diese sind häu-
fig mit störenden Emissionen und erhöhtem Verkehrsaufkommen verbunden und 
lassen sich nicht mit der Lage des Gewerbegebietes am Waldrand vereinbaren. 
Die Gewerbegrundstücke des Plangebietes sollen ausschließlich von gebietstypi-
schen Gewerbebetrieben genutzt werden.  

Zu 5.  Gartenbaubetriebe widersprechen aufgrund der flächenintensiven Nutzungsart 
der Eigenart des bestehenden Gewerbegebietes und würden sich nicht in die ge-
plante Nutzungsstruktur einfügen.  

Zu6. In dem Gewerbegebiet wird eine Feingliederung nach § 1 Abs. 9 BauNVO vorge-
nommen. Danach sind Einzelhandelsbetriebe nicht zulässig. Dies entspricht der 
Handlungsempfehlung des Einzelhandelssicherungs- und Entwicklungskonzeptes 
der Stadt Heusenstamm 2F2F

b den Einzelhandel in Gewerbegebieten konsequent pla-
nungsrechtlich auszuschließen. Zentrale Zielsetzung ist insbesondere der Schutz 
der im Einzelhandels- und Entwicklungskonzept festgelegten zentralen Versor-
gungsbereiche der Stadt Heusenstamm (Hauptzentrum Frankfurter Straße sowie 
Nebenzentrum Alte Linde). Durch den Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben 
wird der Verlagerung des Einkaufsschwerpunktes in Gewerbegebiete entgegen-
gewirkt und die verbrauchernahe Versorgung im Zentrum von Heusenstamm ge-
sichert.  
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Darüber hinaus liegt das Gewerbegebiet außerhalb des im Regionalen Einzelhan-
delskonzept für das Gebiet des Ballungsraums Frankfurt/Rhein-Main festgelegten 
Versorgungskerns / zentralen Versorgungsbereichs der Stadt Heusenstamm 
(siehe Abbildung 18). Mit dem Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben innerhalb 
des Gewerbegebietes wird daher auch den übergeordneten Vorgaben des Regio-
nalplans Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans 2010 entsprochen.  

 

Abbildung 18: Ausschnitt aus der Beikarte 2 "Regionaler Einzelhandel" des Regionalplans 
Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans 2010 

Zu 7.  Innerhalb des Gewerbegebietes ist die Nutzung von Gebäuden zu Wohnzwecken 
als gebietsuntypisch anzusehen. Wohnen soll innerhalb des Plangebietes aus-
schließlich in Form von Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen so-
wie Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet sind, 
ausnahmsweise zulässig sein. Betriebe des Beherbergungsgewerbes entspre-
chen hingegen nicht dem Charakter des bestehenden Gewerbegebietes für die 
Erweiterung des westlich angrenzenden Unternehmens.  

 Zudem zeigen die Ergebnisse der Hotelbedarfsanalyse für das Stadtgebiet Heu-
senstamm von Anfang 2017, dass sich Standorte innerhalb des Plangebietes auf-
grund der peripheren Lagen inmitten eines Gewerbegebietes nicht für eine Hotel-
entwicklung eignen. Somit ermöglicht der Ausschluss von Beherbergungsbetrie-
ben im Plangebiet die Sicherung eines attraktiven Umfelds für die ansässigen und 
ansiedlungswilligen Gewerbebetriebe durch die Vorhaltung des Gebietes für das 
produzierende Gewerbe.  

Zu 8. + 9. In dem Gewerbegebiet werden zusätzlich Bordelle und Vergnügungsstätten 
ausgeschlossen. Diese Nutzungen entsprechen nicht der gebietstypischen Ge-
werbenutzung der Bereiche Planung, Herstellung und Auslieferung und würden 
der Vorhaltung des Gewerbegebietes für solche Gewerbebetriebe und somit dem 
Erhalt des Charakters des Gebietes entgegenstehen.  

Hierzu zählen jegliche Art erotischer Betriebe, welche sich gemäß Rechtsprechung 
als bordellartig einstufen lassen. Gemäß OVG Berlin, Beschluss vom 09.04.2003 
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- 2 S 5.03 ist der Charakterisierung als bordellartiger Betrieb kein eng gefasster 
Begriff der Prostitution zu Grunde zu legen. Ebenso ein Massagestudio ist bei ent-
geltlicher Vornahme sexueller Handlungen gemäß vorliegender Rechtsprechung 
als bordellartiger Betrieb einzustufen und wäre demnach im Plangebiet unzulässig.  

Gleichzeitig könnte die Zulässigkeit solcher Nutzungen zu Nutzungskonflikten mit 
den vorhandenen Gewerbebetrieben führen. Die Ansiedlung von Vergnügungs-
stätten und Bordellen kann eine Sogwirkung beinhalten, die zu einer Häufung sol-
cher Nutzungsarten und einer Fehlentwicklung des Gebietes führt. Das mit einer 
Häufung von Vergnügungsstätten verbundene negative Erscheinungsbild rechtfer-
tigt deren planerischen Ausschluss. Ziel des Bebauungsplanes ist es, einer derar-
tigen Entwicklung vorzubeugen und die Ansiedlungsmöglichkeit von Gewerbebe-
trieben attraktiver zu gestalten. 

Der Wegzug der „ERWEKA GmbH“ von den westlich an das Plangebiet angrenzenden Ge-
werbeflächen im Jahr 2019 deutet auf erste Abwanderungstendenzen der ansässigen Unter-
nehmen hin. Dementsprechend besteht Handlungsbedarf in der Erhaltung der Funktionsfähig-
keit des Gewerbegebietes durch den Ausschluss von gebietsuntypischen Nutzungen. Die be-
stehenden Gewerbeflächen sollen gezielt für die Erweiterungsabsichten bestehender Unter-
nehmen vorgehalten werden und diesen ein attraktives Umfeld bieten.  

Innerhalb des Gewerbegebietes GE wird für das Grundstück Werner-von-Siemens-Straße 21, 
Flurstück 451, Flur 6, Gemarkung Heusenstamm, gemäß § 1 Abs. 10 BauNVO festgesetzt, 
dass bei dem bestehenden Wohnhaus Umbauten und Modernisierungen allgemein zulässig 
sind. Die Festsetzung des erweiterten Bestandsschutzes für das Flurstück 451 dient der Si-
cherung der im Bestand vorhandenen Wohnnutzung. Das rein zu Wohnzwecken unabhängig 
von einem Gewerbebetrieb genutzte Wohnhaus stellt eine gebietsuntypische Nutzung dar, 
welche sich nicht in die umliegende Nutzungsstruktur aus rein gewerblicher Nutzung einfügt. 
Die grundlegende städtebauliche Zielsetzung besteht in der Vorhaltung des Plangebietes für 
gewerbliche Nutzungen, sodass für den Falle des Abrisses des Wohnhauses eine gewerbliche 
Nutzung des Grundstücks planungsrechtlich vorbereitet werden soll.  

8.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch Festsetzung nach § 16 Abs. 3 BauNVO gebildet. 
Durch das festgesetzte Maß der baulichen Nutzung soll eine verträgliche Dichte im Plangebiet 
ermöglicht und sichergestellt werden.  

Mit den festgesetzten Grund- und Geschossflächenzahlen von 0,8 (GRZ) und 2,4 (GFZ) wird 
den Orientierungswerten für Gewerbegebiete nach § 17 BauNVO entsprochen und somit eine 
angemessene städtebauliche Dichte im Plangebiet sichergestellt.  

Vor dem Hintergrund begrenzter gewerblicher Entwicklungsflächen innerhalb des bestehen-
den Gewerbegebietes ist eine hohe bauliche Ausnutzbarkeit erforderlich, um betriebliche Er-
weiterungen, Neubauten sowie funktionale Anpassungen an heutige Anforderungen (z. B. Lo-
gistik, Lagerhaltung, Verwaltung) zu ermöglichen. Gewerbliche Nutzungen zeichnen sich re-
gelmäßig durch einen hohen Flächenbedarf für Hallen, Lagerflächen, Stellplätze, Rangierbe-
reiche und betriebsnotwendige Nebenanlagen aus. Die ausdrückliche Einbeziehung von Ga-
ragen, Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie un-
terirdischen baulichen Anlagen in die Berechnung der Grundfläche stellt klar, dass sämtliche 
versiegelungsrelevanten Anlagen bei der Ermittlung der GRZ zu berücksichtigen sind. Die 
Möglichkeit, die zulässige Grundfläche durch diese Anlagen bis zu einer GRZ von 0,9 zu über-
schreiten, trägt den funktionalen Anforderungen moderner Gewerbebetriebe Rechnung. Ins-
besondere bei logistik- und lagerintensiven Betrieben ist ein hoher Anteil befestigter Flächen 
betriebsbedingt unvermeidbar. 
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Die Überschreitungsmöglichkeit bis zu einer GRZ von 0,9 bleibt auf Nebenanlagen, Stellplätze 
und unterirdische Bauwerke beschränkt und ermöglicht somit keine unbegrenzte Überbauung 
mit Hauptgebäuden. Gleichzeitig werden durch die im Bebauungsplan festgesetzten grünord-
nerischen Maßnahmen (z. B. Mindestdurchgrünung der Grundstücke, Pflanzgebote, Dachbe-
grünung, versickerungsfähige Befestigung von PKW-Stellplätzen) sowie Vorgaben zum Nie-
derschlagswassermanagement die mit einer hohen Versiegelung verbundenen Auswirkungen 
auf Naturhaushalt und Mikroklima minimiert. Durch diese Kombination aus hoher baulicher 
Ausnutzbarkeit und verbindlichen Begrünungs- und Ausgleichsmaßnahmen wird ein ange-
messener Ausgleich zwischen wirtschaftlichen Anforderungen und ökologischen Belangen ge-
schaffen. 

Die Festsetzung einer Baumassenzahl (BMZ) von 16 trägt dem Umstand Rechnung, dass 
Gewerbebauten – insbesondere Lager- und Logistikhallen – regelmäßig größere Baukörper 
mit erhöhten Raumhöhen erfordern. Anders als die GFZ berücksichtigt die BMZ das tatsächli-
che Bauvolumen und ermöglicht damit eine sachgerechte Steuerung der baulichen Dichte bei 
Gebäuden mit hohen Hallenanteilen. Die festgesetzte BMZ erlaubt eine wirtschaftlich tragfä-
hige Nutzung der Grundstücke, insbesondere für Hochregal- und Palettenlager, Produktions- 
und Werkstattbereiche sowie kombinierte Hallen- und Verwaltungsgebäude unter Berücksich-
tigung der maximal zulässigen Gebäudehöhe. Damit wird die Wettbewerbsfähigkeit der an-
sässigen Betriebe am Standort gesichert. Die betrieblichen Entwicklungsmöglichkeiten wer-
den planungsrechtlich abgesichert. 

Zur Sicherung einer verträglichen Höhenentwicklung im Übergang zum südlichen Ortsrand der 
Stadt Heusenstamm und im Kontext der umgebenden gewerblichen Bebauung wird die maxi-
mal zulässige Gebäudehöhe auf 20,0 m begrenzt. Die festgesetzte Gebäudehöhe entspricht 
der planerischen Zielsetzung der gebietsverträglichen Weiterentwicklung des Plangebietes. 
Die festgesetzten Gebäudehöhe bietet ausreichend Spielraum für funktional erforderliche Hal-
lenhöhen sowie moderne Lagerkonzepte. Die Höhenfestsetzung stellt einen angemessenen 
Ausgleich zwischen betrieblicher Flexibilität und städtebaulicher Steuerung dar. 

Die Gebäudehöhen werden in der Mitte der zur Werner-von-Siemens-Straße hin orientierten 
Fassade gemessen und beziehen sich auf das Höhenniveau der Werner-von-Siemens-Straße 
gemessen senkrecht zur Achse der Fassade (siehe Abbildung 19). Die Höhenlage der Be-
zugspunkte ist in dem Gewerbegebiet GE durch lineare Interpolation aus den beiden in der 
Werner-von-Siemens-Straße nächstgelegenen Höhenbezugspunkte (Kanaldeckelhöhen) ge-
mäß Planzeichnung zu ermitteln.  

Art Fläche Anteil GRZ GFZ BMZ Gebäudehöhe 
       

Gewerbegebiet GE  21.511 m² 96 % 0,8 2,4 16,0 20,0 m 

Öffentliche  
Straßenverkehrsflächen 

976 m² 4 % / / / / 
       

Gesamt 22.487 m² 100 % / / / / 

Tabelle 1: Flächenbilanz 

In der zusammenfassenden Bewertung ermöglichen die Festsetzungen zu GRZ, GFZ, BMZ 
und Gebäudehöhe eine hohe, dem Gebietstyp entsprechende bauliche Ausnutzbarkeit und 
setzen damit den Grundsatz „Innenentwicklung vor Außenentwicklung“ konsequent um. Das 
festgesetzte Maß der baulichen Nutzung unterstützt den landes- und bundesplanerischen 
Grundsatz, vorrangig bestehende Siedlungsflächen zu entwickeln und nachzuverdichten, an-
statt neue Flächen im Außenbereich in Anspruch zu nehmen. Die effiziente Nutzung bereits 
erschlossener Gewerbeflächen trägt zur Schonung von Freiraum und landwirtschaftlichen Flä-
chen bei und entspricht den Zielen einer nachhaltigen Stadtentwicklung. 
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Gleichzeitig wird durch die Kombination mit grünordnerischen Festsetzungen, Vorgaben zur 
Durchgrünung, Dachbegrünung, Niederschlagswassermanagement sowie Maßnahmen zum 
Artenschutz eine umweltverträgliche und qualitätsvolle Gebietsentwicklung sichergestellt. Die 
Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung schaffen damit die planungsrechtliche Grund-
lage für eine zukunftsorientierte, wirtschaftlich tragfähige und zugleich städtebaulich verträgli-
che Weiterentwicklung des bestehenden Gewerbegebietes. 

 

Abbildung 19: Höhenniveau der Erschließungsstraße (Werner-von-Siemens-Straße) gemessen senk-
recht zur Achse der Gebäudefassade 

8.3 Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 

Die überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen fest-
gesetzt. In dem Gewerbegebiet GE orientiert sich die Lage der überbaubaren Grundstücksflä-
chen zum einen an den Planungsvorstellungen der Herth + Buss Mobility Solutions GmbH & 
Co. KG. Zum anderen wird im Hinblick auf die Anordnung der Baukörper innerhalb des Ge-
werbegebietes GE unter Berücksichtigung der erforderlichen Betriebsabläufe zukünftiger Ge-
werbebetriebe eine großzügig dimensionierte überbaubare Grundstücksfläche festgesetzt, um 
auch potenzielle Grundstückszusammenlegungen innerhalb des Plangebietes planungsrecht-
lich vorzubereiten.  

Eine nachhaltige Gewerbeflächenentwicklung gewinnt durch ökologische Herausforderungen 
wie den Klimawandel, Umweltbelastungen und die Endlichkeit natürlicher Ressourcen zuneh-
mend an Bedeutung. Dazu gehören auch die Regelung einer verträglichen Verdichtung sowie 
flexible Nutzungsoptionen der Gewerbegrundstücke innerhalb des Plangebietes, die durch die 
Festsetzung der großzügig dimensionierten überbaubaren Grundstücksfläche im Bebauungs-
plan Nr. 22.2 „Neben der Sandkaute“ verfolgt werden. 

Die Firma Herth + Buss Mobility Solutions GmbH & Co. KG, die ihren Hauptsitz in der Diesel-
straße 2-4 westlich des Plangebietes hat, plant im nördlichen Bereich des Plangebietes die 
Erweiterung des bestehenden Firmengeländes. Für die Herstellung einer direkten Anbindung 
des neunen Standortes an das Gebäude des Firmenhauptsitzes ist die Errichtung einer Wa-
rentransportbrücke über die Werner-von-Siemens-Straße zwischen dem westlich 
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angrenzenden Gebäudebestand und dem Neubau im Norden des Plangebietes vorgesehen. 
Zur Realisierung der geplanten Warentransportbrücke wird in dem vorgesehenen Bereich mit-
tels einer Nebenzeichnung eine Baufläche mit einem Baufenster festgesetzt. Diese gilt ab ei-
ner Höhe von 4,00 m über der darunter liegenden festgesetzten nicht überbaubaren Grund-
stücksfläche. Die Unterbringung notwendiger Konstruktionsteile im Bereich der darunter lie-
genden nicht überbaubaren Grundstücksfläche, wie z.B. statisch notwendige Stützen, ist zu-
lässig. Die Höhe der nicht überbaubaren Grundstücksfläche in der durch Nebenzeichnung 
festgesetzten überbaubaren Grundstücksfläche wird ab dem Bezugspunkt 127,11 m ü. NN 
(Kanaldeckelhöhe) gemessen. Die geplante Warentransportbrücke wird über den vorliegen-
den Bebauungsplan sowie den unmittelbar westlich angrenzenden in Aufstellung befindlichen 
Bebauungsplan Nr. 32 planungsrechtlich gesichert. 

Die zulässige Höhe richtet sich nach der erforderlichen Höhe der Durchfahrt auf der Werner-
von-Siemens-Straße (westlich an das Plangebiet angrenzend), welche sich aus den Muster-
Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr (Fassung Februar 2007, zuletzt geändert durch 
Beschluss der Fachkommission Bauaufsicht vom Oktober 2009) sowie der Straßenverkehrs-
Ordnung (StVO) ergibt. Nach der Richtlinie muss die lichte Höhe von Zu- und Durchfahrten für 
die Feuerwehr mindestens 3,50 m betragen. Wände und Decken von Durchfahrten müssen 
feuerbeständig ausgebildet sein. Gemäß § 22 Abs. 2 StVO dürfen in Deutschland Fahrzeug 
und Ladung (ausgenommen land- und forstwirtschaftliche Fahrzeuge) zusammen nicht höher 
als 4,00 m sein. Demnach wird der LKW-Verkehr innerhalb des Gewerbegebietes mit der fest-
gesetzten Mindestdurchfahrtshöhe von 4,00 m in jedem Fall ermöglicht.  

8.4 Stellplätze, Garagen und Carports 

Um eine flexible Anordnung der Stellplätze, Garagen und Carports auf den Baugrundstücken 
zu ermöglichen, sind diese in dem Gewerbegebiet GE sowohl in den überbaubaren als auch 
in den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.  

8.5 Verkehrsflächen 

Die bestehenden und geplanten öffentlichen Straßenverkehrsflächen sind gemäß Planeintrag 
festgesetzt. Es handelt sich um ein Teilstück der Werner-von-Siemens-Straße im Südwesten 
des Plangebietes, über welchem die planungsrechtliche Sicherung der möglichen Gebäude-
brücke erfolgt. Im Norden des Plangebietes wird die eine öffentliche Straßenverkehrsfläche in 
Verlängerung der Ringerschließung der Werner-von-Siemens-Straße festgesetzt, um die künf-
tige Erschließung des ehemaligen Brückenbauhofes von Süden aus zu sichern.  

8.6 Planungen, Nutzungsregelungen, Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

8.6.1 Gärtnerisch gestaltete Grundstücksflächen 

Die Festsetzung zur gärtnerischen Gestaltung von mindestens 10 % der jeweiligen Grund-
stücksfläche innerhalb des Gewerbegebietes GE dient der Sicherung einer angemessenen 
Durchgrünung des Plangebietes sowie der Minderung der mit einer gewerblichen Nutzung ty-
pischerweise verbundenen Beeinträchtigungen für Naturhaushalt, Mikroklima und Ortsbild. 

Die gärtnerisch zu gestaltenden Grundstücksflächen umfassen die Anlage naturnaher Versi-
ckerungsanlagen wie beispielsweise Mulden, Mulden-Rigolen-Systeme oder begrünte Re-
tentionsflächen. Dies dient der nachhaltigen Bewirtschaftung des anfallenden Niederschlags-
wassers sowie der Entlastung des örtlichen Entwässerungssystems. Die Integration naturna-
her Versickerungsanlagen in die gärtnerisch zu gestaltenden Grundstücksflächen fördert eine 
dezentrale Regenwasserbewirtschaftung innerhalb des Plangebietes. 
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Das Plangebiet ist bereits heute überwiegend durch gewerbliche Nutzungen, versiegelte Flä-
chen und gewerbliche Brachflächen geprägt. Mit der planungsrechtlichen Sicherung einer hö-
heren baulichen Ausnutzbarkeit wird eine Nachverdichtung im Sinne des Grundsatzes „Innen-
entwicklung vor Außenentwicklung“ ermöglicht. Um die hierdurch zu erwartende zusätzliche 
bauliche Verdichtung städtebaulich und landschaftsplanerisch auszugleichen, ist eine verbind-
liche Mindestdurchgrünung der Grundstücke erforderlich. 

Die Festsetzung verfolgt dabei insbesondere folgende Zielsetzungen: 

Verbesserung des Lokalklimas und Anpassung an den Klimawandel 
Gehölzpflanzungen leisten durch Verschattung, Verdunstung und Staubbindung einen we-
sentlichen Beitrag zur Verbesserung des Mikroklimas. Sie reduzieren die Aufheizung versie-
gelter Flächen, mindern Wärmeinseleffekte und tragen zur Erhöhung der Aufenthaltsqualität 
bei. Gerade in stark versiegelten Gewerbegebieten sind Vegetationsstrukturen von besonde-
rer Bedeutung für den thermischen Ausgleich. 

 
Stärkung der ökologischen Funktionen 
Bäume und Sträucher bieten Lebensräume und Nahrungsangebote für Vögel, Insekten und 
andere Tierarten. Die Kombination aus hochstämmigen Laubbäumen und Strauchpflanzungen 
fördert eine vertikale Strukturvielfalt und erhöht damit die ökologische Wertigkeit der Flächen. 
Die Verwendung standortgerechter, heimischer Arten gemäß Artenliste unterstützt die Bio-
diversität und gewährleistet eine nachhaltige Entwicklung der Vegetationsbestände. 

Gliederung und gestalterische Aufwertung des Gewerbegebietes 
Die Begrünung dient der städtebaulichen Strukturierung großmaßstäblicher Baukörper und 
befestigter Flächen. Insbesondere bei Hallen- und Lagerbauten mit größeren Kubaturen wird 
durch die Pflanzungen eine Einbindung in das Orts- und Landschaftsbild erreicht. Dies ist vor 
dem Hintergrund der Lage am südlichen Ortsrand sowie in der Nachbarschaft zur Bahntrasse 
von besonderer Bedeutung. 

Sicherung einer angemessenen Pflanzdichte 
Die Vorgabe, je angefangene 200 m² gärtnerisch gestalteter Fläche einen hochstämmigen 
Baum zu pflanzen, gewährleistet eine ausreichende Baumdichte und damit eine wirksame 
Durchgrünung. Die ergänzende Festsetzung, 20 % der gärtnerisch gestalteten Flächen mit 
Sträuchern zu bepflanzen, stellt sicher, dass neben der Baumebene auch eine Strauchschicht 
ausgebildet wird, wodurch sowohl ökologische als auch gestalterische Qualitäten erhöht wer-
den. 

Berücksichtigung vorhandener Vegetationsstrukturen 
Die Anrechnung von Bestandsbäumen in entsprechender Größe fördert den Erhalt vorhande-
ner Gehölzstrukturen und vermeidet unnötige Fällungen. Damit wird dem Grundsatz des scho-
nenden Umgangs mit Natur und Landschaft Rechnung getragen. 

Insgesamt trägt die Festsetzung dazu bei, die Funktionsfähigkeit des Gewerbegebietes lang-
fristig zu sichern und gleichzeitig eine qualitätsvolle, klimaangepasste und ökologisch wirk-
same Entwicklung des Plangebietes zu gewährleisten. Sie stellt damit einen wesentlichen 
Baustein zur Umsetzung der städtebaulichen und landschaftsplanerischen Zielsetzungen des 
Bebauungsplans dar. 

8.6.2 Dachbegrünung 

Die Festsetzung zur Begrünung von Dachflächen dient der Verbesserung der ökologischen 
und klimatischen Funktionen innerhalb des Gewerbegebietes sowie der Minderung der mit 



Stadt Heusenstamm   Bebauungsplan Nr. 22.2 „Neben der Sandkaute“ 

g:\projekte\2535\text\vorentwurf\2535_ve_26-04-09.docx/ 21. Mai 2026 38 

einer intensiven baulichen Nutzung verbundenen Auswirkungen auf Naturhaushalt und Mikro-
klima. 

Das Plangebiet ist überwiegend durch gewerbliche Nutzungen geprägt und weist bereits heute 
einen hohen Anteil versiegelter Flächen auf. Mit der planungsrechtlich vorgesehenen Nach-
verdichtung und einer hohen zulässigen Grundstücksausnutzung ist davon auszugehen, dass 
zusätzliche versiegelte Flächen entstehen. Vor diesem Hintergrund kommt Maßnahmen zur 
Verbesserung der ökologischen Ausgleichsfunktionen innerhalb des Gebietes eine besondere 
Bedeutung zu. 

Klimaanpassung und Verbesserung des Mikroklimas 
Begrünte Dachflächen tragen wesentlich zur Verbesserung des lokalen Mikroklimas bei. Durch 
Verdunstung und Beschattung wird die Aufheizung der Gebäudeoberflächen reduziert, 
wodurch Wärmeinseleffekte innerhalb des Gewerbegebietes gemindert werden können. Ins-
besondere in gewerblich geprägten Bereichen mit großflächigen Hallenbauten leisten Dach-
begrünungen einen wichtigen Beitrag zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels. 

 
Regenwasserrückhalt und Entlastung der Entwässerungssysteme 
Extensive Dachbegrünungen können einen Teil des anfallenden Niederschlagswassers zu-
rückhalten und zeitverzögert wieder abgeben. Dadurch werden Abflussspitzen reduziert und 
das Entwässerungssystem entlastet. In Kombination mit weiteren Maßnahmen zur Regenwas-
serbewirtschaftung innerhalb des Bebauungsplans, wie versickerungsfähigen Befestigungen 
und naturnahen Versickerungsanlagen, trägt die Dachbegrünung zu einem nachhaltigen Um-
gang mit Niederschlagswasser bei. 

Förderung der Biodiversität 
Extensiv begrünte Dächer bieten zusätzliche Lebensräume für Pflanzen und Tiere, insbeson-
dere für Insekten und Vögel. Sie leisten damit einen Beitrag zur Verbesserung der ökologi-
schen Strukturvielfalt innerhalb eines überwiegend gewerblich geprägten Umfeldes. 

Beitrag zur nachhaltigen Energieerzeugung 
Die Festsetzung ermöglicht ausdrücklich die Kombination von Dachbegrünung und Photovol-
taikanlagen. Durch sogenannte Solar-Gründächer können sowohl ökologische Funktionen als 
auch die Nutzung erneuerbarer Energien miteinander verbunden werden. Gleichzeitig kann 
die kühlende Wirkung der Vegetationsschicht die Effizienz von Photovoltaikanlagen verbes-
sern. 

Sicherstellung einer wirksamen Begrünung 
Die Mindestsubstratauflage von 10 cm gewährleistet eine dauerhaft funktionsfähige extensive 
Dachbegrünung mit ausreichender Wasserspeicherfähigkeit und Vegetationsentwicklung. Die 
Vorgabe, mindestens 60 % der Dachflächen zu begrünen, stellt sicher, dass ein wirksamer 
ökologischer und klimatischer Effekt erzielt wird, während gleichzeitig ausreichend Flächen für 
technische Anlagen oder andere betriebliche Anforderungen verbleiben. 

Berücksichtigung betrieblicher Anforderungen 
Von der Verpflichtung zur Dachbegrünung ausgenommen sind Dachflächen über automati-
schen Lagersystemen sowie Gebäude mit einer Höhe von über 10,0 m. In diesen Bereichen 
können aus betrieblichen, konstruktiven oder technischen Gründen besondere Anforderungen 
an Tragfähigkeit, Gebäudetechnik oder Dachaufbauten bestehen, die eine Dachbegrünung 
erschweren oder wirtschaftlich unverhältnismäßig machen würden. Die Ausnahmeregelung 
stellt daher sicher, dass die Funktionsfähigkeit der gewerblichen Nutzung nicht beeinträchtigt 
wird. 

Insgesamt trägt die Festsetzung zur Dachbegrünung dazu bei, die ökologischen und klimati-
schen Funktionen innerhalb des Gewerbegebietes zu stärken, den Wasserhaushalt zu 
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stabilisieren und eine nachhaltige, klimaangepasste Entwicklung des Gewerbegebietes zu för-
dern. Gleichzeitig bleiben die betrieblichen Anforderungen moderner Gewerbenutzungen an-
gemessen berücksichtigt. 

8.6.3 Schutz vor Bäumen, Pflanzbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnah-
men 

Die Festsetzung zum Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen und Vegetationsflächen bei Bau-
maßnahmen dient der Sicherung und dem dauerhaften Erhalt vorhandener Gehölzstrukturen 
innerhalb und angrenzend an das Plangebiet. 

Im Zuge der angestrebten gewerblichen Weiterentwicklung des Gebietes ist mit baulichen 
Maßnahmen in unmittelbarer Nähe zu bestehenden Bäumen und Gehölzbeständen zu rech-
nen. Ohne geeignete Schutzvorkehrungen können bereits geringfügige Eingriffe, wie Boden-
verdichtungen im Wurzelbereich, mechanische Beschädigungen von Stamm und Krone oder 
Ablagerungen von Baumaterialien, zu nachhaltigen Schädigungen oder zum Absterben der 
Gehölze führen. Derartige Beeinträchtigungen wirken sich nicht nur negativ auf das Ortsbild, 
sondern auch auf die ökologischen und klimatischen Funktionen der Vegetationsbestände 
aus. 

Die vorhandenen Gehölze übernehmen im Plangebiet und dessen Umfeld wichtige Funktionen 
zur Verbesserung des Mikroklimas durch Verschattung und Verdunstung, zur Filterung von 
Staub und Luftschadstoffen, für das Lebensraum- und Nahrungsangebot für zahlreiche Tier-
arten sowie zur Einbindung der baulichen Anlagen in das Orts- und Landschaftsbild. 

Vor dem Hintergrund der vorgesehenen Nachverdichtung und der zulässigen höheren bauli-
chen Ausnutzung ist der Schutz bestehender Vegetationsstrukturen von besonderer Bedeu-
tung. Der Erhalt vorhandener Bäume ist sowohl aus ökologischer als auch aus wirtschaftlicher 
Sicht sinnvoller als Ersatzpflanzungen, da Altbäume ihre Funktionen unmittelbar und in deut-
lich höherem Umfang erfüllen. 

Durch die verbindliche Bezugnahme auf die DIN 18320 sowie die DIN 18920 wird sicherge-
stellt, dass während der Bauausführung anerkannte technische Standards zum Schutz von 
Bäumen und Vegetationsflächen angewendet werden. Diese Regelwerke konkretisieren ins-
besondere Anforderungen an die Einrichtung von Schutzbereichen (Wurzel-, Stamm- und Kro-
nenschutz), die Vermeidung von Bodenverdichtungen, den Umgang mit Aushub, Baustoffla-
gerungen und Baustraßen sowie Maßnahmen bei unvermeidbaren Eingriffen in den Wurzel-
raum. 

Die Festsetzung dient damit der rechtssicheren Umsetzung der landschaftsplanerischen Ziel-
setzungen des Bebauungsplans, insbesondere der Minimierung nachteiliger Auswirkungen 
auf die Schutzgüter Boden, Klima, Pflanzen und Tiere. Gleichzeitig trägt sie zur langfristigen 
Sicherung der gestalterischen Qualität und Durchgrünung des Gewerbegebietes bei. 

Insgesamt gewährleistet die Regelung einen fachgerechten Umgang mit bestehenden Vege-
tationsstrukturen und unterstützt eine nachhaltige und umweltverträgliche Entwicklung des 
Gewerbegebietes. 

8.6.4 Artenschutzmaßnahmen 

Vermeidung von Lichtverschmutzung 
Die Festsetzung zur Vermeidung von Lichtverschmutzung innerhalb des Plangebietes dient 
dem Schutz von Mensch, Natur und Landschaft vor schädlichen Auswirkungen künstlichen 
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Lichts und trägt zugleich den Anforderungen einer nachhaltigen Gewerbegebietsentwicklung 
Rechnung. 

Mit der planungsrechtlichen Sicherung einer intensiveren gewerblichen Nutzung ist grundsätz-
lich auch ein erhöhter Beleuchtungsbedarf verbunden, insbesondere zur Gewährleistung von 
Verkehrssicherheit, Arbeitsschutz und Objektsicherung. Ohne entsprechende Regelungen 
kann dies zu erheblichen Lichtemissionen führen, die sowohl das Orts- und Landschaftsbild 
als auch den Naturhaushalt beeinträchtigen. Ziel der Festsetzung ist es daher, unvermeidbare 
Beleuchtung auf das funktional erforderliche Maß zu begrenzen und gleichzeitig schädliche 
Nebenwirkungen zu minimieren. 

Künstliches Licht in der Nacht wirkt sich nachweislich negativ auf zahlreiche Tierarten aus. 
Insbesondere Insekten werden von Lichtquellen mit hohen Blau- und UV-Anteilen stark ange-
zogen, was zu erhöhter Mortalität und Störungen von Nahrungs- und Fortpflanzungsverhalten 
führt. Auch Fledermäuse sowie andere nachtaktive Tiere reagieren empfindlich auf helle oder 
kaltweiße Beleuchtung. 

Die Beschränkung auf Leuchtmittel mit Wellenlängen über 540 nm (bernsteinfarbene bis 
warmweiße LED mit maximal 2700 Kelvin) reduziert den Blau- und UV-Anteil im Lichtspektrum 
erheblich und mindert damit Anlockeffekte sowie Störungen nachtaktiver Arten. Der Aus-
schluss von Leuchtmitteln mit höheren Farbtemperaturen dient somit unmittelbar dem vorsor-
genden Artenschutz. 

Durch die Vorgabe voll abgeschirmter Leuchten mit einer Upward Light Ratio (ULR) von 0 % 
wird sichergestellt, dass kein Licht oberhalb der Horizontalen abgestrahlt wird. Dadurch wer-
den unnötige Streuverluste in den Nachthimmel (Lichtverschmutzung) vermieden und Blend-
wirkungen reduziert. 

Die Begrenzung der zulässigen Leuchtdichten für Anstrahlungen und selbstleuchtende Flä-
chen verhindert übermäßige Helligkeit und trägt zu einer maßvollen, dem Gewerbegebiet an-
gemessenen Außenwirkung bei. Gleichzeitig wird eine störende Fernwirkung insbesondere in 
Richtung der angrenzenden Bahntrasse und der benachbarten Nutzungen vermieden. 

Das Verbot flächiger Anstrahlungen ohne Informationsvermittlung sowie freistrahlender oder 
rundum abstrahlender Leuchten (z. B. Kugelleuchten) mit höherem Lichtstrom dient der Ver-
meidung rein dekorativer oder unnötig emittierender Beleuchtungselemente. Beleuchtung soll 
ausschließlich funktionalen Zwecken dienen (Verkehrssicherheit, Arbeitsprozesse, Informa-
tion) und nicht zu einer übermäßigen nächtlichen Inszenierung gewerblicher Baukörper führen. 

Für Bereiche mit nächtlicher Beleuchtungspflicht – etwa bei Nachtarbeit im Außenbereich – 
wird klargestellt, dass die technischen Regeln für Arbeitsstätten (ASR) vorrangig zu beachten 
sind. Gleichzeitig bleibt das Ziel bestehen, auch in diesen Fällen die Lichtemissionen auf das 
notwendige Mindestmaß zu beschränken. 

Die Festsetzung unterstützt die landschaftsplanerische Zielsetzung des Bebauungsplans, 
nachteilige Auswirkungen auf die Schutzgüter Tiere, Pflanzen, Klima und Landschaft weitmög-
lichst zu minimieren. Sie trägt zur Reduzierung von Energieverbrauch und Emissionen bei und 
entspricht dem Grundsatz einer klima- und umweltgerechten Innenentwicklung. 

Insgesamt gewährleistet die Regelung eine funktional erforderliche, zugleich jedoch umwelt-
verträgliche und ortsbildgerechte Außenbeleuchtung und stellt damit einen wichtigen Baustein 
für eine nachhaltige Entwicklung des Gewerbegebietes dar. 

Vogelschutz an Glasfassaden 
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Die Festsetzung zum Vogelschutz an Glasfassaden dient dem Schutz wildlebender Vogelar-
ten vor Kollisionen mit transparenten oder spiegelnden Bauteilen und trägt damit den Anfor-
derungen des gesetzlichen Artenschutzes gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
Rechnung. 

Kollisionen von Vögeln mit Glasflächen stellen eine erhebliche anthropogene Gefährdungsur-
sache dar. Insbesondere großflächige, ungegliederte oder stark spiegelnde Fassaden sowie 
transparente Brüstungen werden von Vögeln häufig nicht als Hindernis erkannt. Spiegelungen 
von Vegetation oder Himmel sowie scheinbare Durchblicke (z. B. bei Übereckverglasungen) 
vermitteln einen freien Flugraum, der tatsächlich nicht vorhanden ist. Dies führt regelmäßig zu 
tödlichen Anprallereignissen. 

Durch die Vorgabe, Glasflächen und transparente Bauteile mit einer Größe von mehr als 5 m² 
mit geeigneten, für Vögel sichtbaren Oberflächen auszuführen, wird das Kollisionsrisiko signi-
fikant reduziert. Geeignete Maßnahmen sind beispielsweise strukturierte, matte oder mit Mus-
tern versehene Glasoberflächen, die von Vögeln als Hindernis wahrgenommen werden kön-
nen. Damit wird vermieden, dass durch die Umsetzung des Bebauungsplans artenschutzrecht-
liche Verbotstatbestände ausgelöst werden. 

Die Festsetzung schließt eine moderne und architektonisch hochwertige Fassadengestaltung 
nicht aus, sondern lenkt sie lediglich in eine vogelschutzgerechte Ausführung. Die 5-m²-
Schwelle stellt sicher, dass nur größere, kollisionsrelevante Glasflächen erfasst werden, wäh-
rend kleinere Verglasungen nicht unverhältnismäßig reglementiert werden. 

Insgesamt dient die Festsetzung der Minimierung vermeidbarer Tierverluste, der rechtssiche-
ren Umsetzung artenschutzrechtlicher Anforderungen sowie einer nachhaltigen und umwelt-
verträglichen Entwicklung des Gewerbegebietes. Sie ist vor dem Hintergrund der geplanten 
baulichen Verdichtung und der vorgesehenen Durchgrünungsmaßnahmen fachlich geboten 
und städtebaulich angemessen. 

9 Satzung über bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

9.1 Beschaffenheit und Gestaltung von Stellplätzen 

PKW-Stellplätze dürfen mit Ausnahmen von Garagen nur mit wasserdurchlässigem Material, 
wie z.B. wassergebundener Decke, großfugigem Pflaster, Rasengittersteinen o.ä. hergestellt 
werden. Eine vollflächige Versiegelung der PKW-Stellplatzflächen durch Asphalt- oder Beton-
beläge ist unzulässig, es sei denn wasserrechtliche Gründe lassen dies nicht zu. 

PKW-Stellplätze sind ausreichend mit geeigneten, möglichst heimischen Bäumen, Hecken 
oder Sträuchern einzugrünen und gärtnerisch so anzulegen, dass sie abgeschirmt sind. Car-
ports sind mit Kletter-, Rank- oder Schlingpflanzen einzugrünen. Bei PKW-Stellplatzanlagen 
ist für je 4 Stellplätze ein Laubbaum mit einem Stammumfang von mindestens 16 cm, gemes-
sen in 1 m Höhe vom Erdboden, in einer unbefestigten Baumscheibe von mindestens 10 m² 
zu pflanzen und dauernd zu unterhalten. Hierbei sind Bäume entsprechend der Vorschlagliste 
zu pflanzen (siehe Kapitel E1). Die Stadt Heusenstamm bietet bei der Pflanzenauswahl bera-
tende Unterstützung an. 

Es wird des Weiteren festgesetzt, dass abweichend von den Regelungen der Stellplatzsatzung 
der Stadt Heusenstamm gem. § 10 der Stellplatzsatzung der Stadt Heusenstamm Stellplätze 
von der öffentlichen Straßenverkehrsfläche her über mehrere Zufahrten erreicht werden kön-
nen, die generell eine Breite von 5,0 m überschreiten dürfen. Dadurch soll insbesondere die 
Errichtung von Stellplätzen gemäß den bestehenden Planungsvorstellungen der Grundstück-
seigentümer ermöglicht werden, die von der Werner-von-Siemens-Straße aus angefahren 
werden und eine ausreichende Andienbarkeit der Gewerbebetriebe sicherstellen. Eine solche 
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Anordnung der Stellplätze wird im vorliegenden Fall als verträglich mit dem bestehenden und 
zukünftigen Verkehrsaufkommen im Bereich der Werner-von-Siemens-Straße angesehen, die 
angrenzend an die südliche Spitze des Plangebietes in einer Sackgasse endet. Ebenso die 
Errichtung von Senkrecht-Stellplätzen ist damit zulässig.  

Im Übrigen gilt die Stellplatzsatzung der Stadt Heusenstamm in der jeweils gültigen Fassung.  

9.2 Einfriedungen 

Zur Wahrung des Stadt- und Straßenbildes sowie zur Vermeidung der Beeinträchtigung der 
rückwärtigen Grundstücksfreiflächen wird festgelegt, dass Grundstückseinfriedungen entlang 
der Erschließungsstraßen als offene Einfriedungen auszuführen sind.  

Offene Einfriedungen sind solche Einfriedungen, die nicht als geschlossene Wand ausgebildet 
sind und auch nicht als solche wirken, z.B. Zäune, Einfriedungen aus Maschendraht oder der-
gleichen. Einfriedungen gelten bis zu einer geschlossenen Fläche von 50 % als offene Einfrie-
dungen, d.h. wenn die Baustoffe (z.B. Latten) nicht breiter als die Zwischenräume sind. Für 
Hecken und andere Bepflanzungen, sogenannte „lebende Einfriedungen“, gelten die Festset-
zungen nicht.  

Thuja- und Chamaecyparis-Hecken sowie sonstige Nadelgehölze wirken aufgrund ihrer dich-
ten, immergrünen und häufig monotonen Struktur gestalterisch abschirmend und beeinträch-
tigen die Einbindung der Grundstücke in das Orts- und Landschaftsbild. Darüber hinaus wei-
sen diese Gehölze im Vergleich zu heimischen Laubgehölzen einen geringeren ökologischen 
Wert auf, insbesondere hinsichtlich ihrer Funktion als Lebensraum und Nahrungsquelle für 
Insekten und Vögel. Durch den Ausschluss dieser Pflanzenarten soll die Verwendung stand-
ortgerechter, heimischer und klimaangepasster Gehölze gefördert werden. Dies trägt zur Ver-
besserung der Biodiversität, des Kleinklimas sowie zur gestalterischen Qualität des öffentli-
chen und privaten Raums bei. 

10 Belange der Arten und Umweltschutzes 

Die Belange des Arten- und Umweltschutzes sind den entsprechenden Fachbeiträgen (Um-
weltbericht gem. § 2a BauGB und Fachbeitrag Artenschutz gem. § 44 BNatSchG) zu entneh-
men (NaturProfil, 2026). 

11 Ver- und Entsorgung 

11.1 Trinkwasserversorgung 

Die Trinkwasserversorgung ist in dem bestehenden Gewerbegebiet nach wie vor als gesichert 
anzusehen. 

11.2 Löschwasserversorgung 

Für das Plangebiet kann eine Löschwassermenge von 3.200 l/min (192 m³/h) bei einem Min-
destfließdruck von 1,5 bar für die Dauer von mindestens 2 Stunden zur Verfügung gestellt 
werden. Demnach ist die Löschwasserversorgung in dem bestehenden Gewerbegebiet gem. 
DVGW-Arbeitsblatt W 405 „Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasser-
versorgung“ als gesichert anzusehen.  
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11.3 Abwasserbeseitigung  

Die Abwasserentsorgung ist als gesichert anzusehen. Der vorhandene Kanalbestand ist 
grundsätzlich in der Lage, die anfallenden Abwassermengen aufzunehmen. Für den südlichen 
Teilbereich der Werner-von-Siemens-Straße ist aktuell eine Überlastung des Kanalbestands 
bekannt, deren Auswirkungen derzeit untersucht werden. Zusätzliche Einleitungen in das Ka-
nalnetz aus Oberflächenentwässerungen sind dementsprechend zu vermeiden. 

Einen Beitrag zur Vermeidung der Einleitung von Oberflächenabwässern in das Kanalsystem 
leistet insbesondere die Festsetzung der zumindest extensiven Begrünung von Dachflächen 
von Flachdächern sowie von flach geneigten Dächern mit einer Neigung < 15 Grad zu min-
destens 60 % bei Neubauten. 

Des Weiteren soll nach § 37 Abs. 4 Hessisches Wassergesetz – HWG – Niederschlagswasser 
von demjenigen verwertet werden, bei dem es anfällt, wenn wasserwirtschaftliche und gesund-
heitliche Belange nicht entgegenstehen. Dies ist eine Soll-Bestimmung, von der nur in begrün-
deten Einzelfällen abgewichen werden kann. Auf das Merkblatt DWA-M 153 „Handlungsemp-
fehlungen zum Umgang mit Regenwasser“ wird hingewiesen. 

12 Altlasten 

Die Liegenschaften Werner-von-Siemens-Straße 5-15 sind im Altflächen-Informationssystem 
des Landes Hessen (ALTIS) unter der ALITS-Nr. 438.005.010-001.071 als Altstandort ver-
zeichnet. 

Die Flurstücke 446/7 und 446/8 innerhalb des Plangebietes sind im Altflächen-Informations-
system des Landes Hessen (ALTIS) als Altlast mit dem Status „Sanierung (Sicherung) abge-
schlossen“ erfasst. 
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